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Vorwort

						    
Sehr geehrte UGB-Anwender,

unser UGB-Musterabschluss soll Ihnen rechtzeitig vor dem Jahresende dabei helfen, Abschlüsse 
in Übereinstimmung mit dem UGB zu erstellen, indem er ein Beispiel eines fiktiven Unternehmens 
mit einer „allgemeinen“ Geschäftstätigkeit darstellt. Er bezieht sich nicht auf Unternehmen der 
Finanzdienstleistungs- oder Versicherungsbranche. Der Musterabschluss enthält allgemeine beispielhafte 
Darstellungen, die auf die spezifischen Verhältnisse in Ihrem Unternehmen zu adaptieren sind.

Die Erstellung des Abschlusses erfordert Ermessensentscheidungen hinsichtlich der Wahl der 
Rechnungslegungsmethoden, der Art und Weise, wie die Angaben zur Abbildung der besonderen 
Umstände des Unternehmens anzupassen sind, sowie die Wesentlichkeit von Angaben. Der 
Musterabschluss basiert auf den gesetzlichen Anforderungen des UGB,  AFRAC-Stellungnahmen und 
Fachgutachten der KSW für Geschäftsjahre ab 01.01.2025. Er gilt für kleine, mittlere, große und fünffach 
große Kapitalgesellschaften. 

Zur besseren Lesbarkeit haben wir in unserem Dokument das generische Maskulinum verwendet. Die 
verwendeten Personenbezeichnungen beziehen sich – sofern nicht anders kenntlich gemacht – auf alle 
Geschlechter. 

Unser besonderer Dank gilt allen Autoren für ihre wertvollen Beiträge zu dieser Veröffentlichung. 
Wir hoffen, dass dieser Leitfaden bei der Erstellung des UGB-Abschlusses für Ihr Unternehmen eine 
nützliche Hilfe darstellt, und stehen für Fragen bei der Anwendung gerne zur Verfügung.			

Werner 
Gedlicka
Audit Partner

Günther 
Hirschböck
Audit Partner

Wien, im Dezember 2025
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Folgende Stellungnahmen und Fachgutachen wurden explizit berücksichtigt:			 
			 
	- Angaben zur AFRAC-Stellungnahme 1: CO2-Emissionszertifikate (UGB) (Dezember 2015)
	- Angaben zur AFRAC-Stellungnahme 3: Die Behandlung anteilsbasierter Vergütungen in UGB-Abschlüssen (März 2023)
	- Angaben zur AFRAC-Stellungnahme 6: Zuschüsse im öffentlichen Sektor (UGB), (Dezember 2015)
	- Angaben zur AFRAC-Stellungnahme 7: Außerbilanzielle Geschäfte (UGB) (Dezember 2023)
	- Angaben zur AFRAC-Stellungnahme 11: Umweltschutzrückstellungen (UGB) (Dezember 2015)
	- Angaben zur AFRAC-Stellungnahme 14: Bilanzierung von nicht-derivativen Finanzinstrumenten (UGB) (Juni 2021)
	- Angaben zur AFRAC-Stellungnahme 15: Derivate und Sicherungsbeziehungen (UGB) (Dezember 2023)
	- Angaben zur AFRAC-Stellungnahme 24: Beteiligungsbewertung (UGB) (Dezember 2022)
	- Angaben zur AFRAC-Stellungnahme 27: Personalrückstellungen (UGB) (Juni 2022)
	- Angaben zur AFRAC-Stellungnahme 30: Latente Steuern im Jahres- und Konzernabschluss (September 2023)
	- Angaben zur AFRAC-Stellungnahme 31: Zur Ausschüttungssperre nach § 235 Abs. 1 UGB (März 2017)
	- Angaben zur AFRAC-Stellungnahme 40: Bilanzierung hybrider Finanzinstrumente beim Emittenten (UGB) 

(September 2024)
	- Angaben zur AFRAC-Stellungnahme 41: Die Folgebewertung von derivativen Firmenwerten (UGB) (Juni 2025)
	- Angaben zur KFS/RL 1: Grundsatz der Bewertungsstetigkeit (§ 201 Abs. 2 Z 1 UGB) und zur Berichterstattung bei
	- Änderungen der Bewertungsmethoden (§ 237 Abs. 1 Z 1 i. V. m. § 201 Abs. 3 UGB) (November 2015)
	- Angaben zur KFS/RL 28: Unternehmensfortführung gemäß § 201 Abs. 2 Z 2 UGB (September 2017)
			 

Folgende Stellungnahmen und Fachgutachten sind nicht berücksichtigt:				  
	
	- Angaben zur AFRAC-Stellungnahme 3: Die Behandlung anteilsbasierter Vergütungen in UGB-Abschlüssen (März 

2023) – zusätzliche Angaben, die sich aus dem IFRS 2 ergeben
	- Angaben zur AFRAC-Stellungnahme 18: Eigenkapital bei der GmbH & Co KG (UGB) (Dezember 2015)
	- Angaben zur AFRAC-Stellungnahme 25: Rechnungslegung von Privatstiftungen (UGB) (Dezember 2017)
	- Angaben zur KFS/RL 11: Behandlung offener Rücklagen im Abschluss) (März 2016)
	- Angaben zur KFS/RL 25: Rechnungslegung bei Umgründungen (März 2020)					   

	
						    

Legende								      

Textvorschläge/Varianten in schwarzer Schrift						    
Hinweise in blauer Schrift	
					   
Farbig hinterlegte Angaben informieren über: 	
					   
Blau hinterlegte Angaben: Angaben, die bei kleinen Gesellschaften nicht zwingend gefordert sind und 
gestrichen werden können, aber aus der Generalnorm des § 236 UGB u.U. sinnvoll sind.				  
	
Rosa hinterlegte Angaben: betreffen nur große und mittlere AGs		
			 
Grau hinterlegte Angaben: betreffen nur große AGs und große GmbHs					   
	
Purple hinterlegte Angaben: betreffen nur kleine AGs und GmbHs		

Hinweise zu den Inhalten
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20X1 20X0 
EUR TEUR

A. Anlagevermögen: 
I. Immaterielle Vermögensgegenstände: 

1. Konzessionen, gewerbliche Schutzrechte und ähnliche Rechte und Vorteile sowie daraus 
abgeleitete Lizenzen

2. Geschäfts(Firmen)wert  
3. Geleistete Anzahlungen  

0,00 0
II. Sachanlagen: 

1. Grundstücke, grundstücksgleiche Rechte und Bauten, einschließlich der Bauten  
auf fremdem Grund  

2. Technische Anlagen und Maschinen  
3. Andere Anlagen, Betriebs- und Geschäftsausstattung 
4. Geleistete Anzahlungen und Anlagen in Bau 

0,00 0
III. Finanzanlagen:  

1. Anteile an verbundenen Unternehmen  
2. Ausleihungen an verbundene Unternehmen  
3. Beteiligungen  
4. Ausleihungen an Unternehmen, mit denen ein Beteiligungsverhältnis besteht   
5. Wertpapiere (Wertrechte) des Anlagevermögens 
6. Sonstige Ausleihungen 

0,00 0
0,00 0

B. Umlaufvermögen:  
I. Vorräte:  

1. Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe  
2. Unfertige Erzeugnisse  
3. Fertige Erzeugnisse und Waren  
4. Noch nicht abrechenbare Leistungen  
5. Geleistete Anzahlungen  

0,00 0
II. Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände:  

1. Forderungen aus Lieferungen und Leistungen  
Davon mit einer Restlaufzeit von mehr als einem Jahr  

2. Forderungen gegenüber verbundenen Unternehmen  
Davon mit einer Restlaufzeit von mehr als einem Jahr   

3. Forderungen gegenüber Unternehmen, mit  
denen ein Beteiligungsverhältnis besteht   
Davon mit einer Restlaufzeit von mehr als einem Jahr 

4. Sonstige Forderungen und Vermögensgegenstände 
Davon mit einer Restlaufzeit von mehr als einem Jahr 

0,00 0
III. Wertpapiere und Anteile: 

1. Anteile an verbundenen Unternehmen  
2. Sonstige Wertpapiere und Anteile 

0,00 0
IV. Kassenbestand, Schecks, Guthaben bei Kreditinstituten

0,00 0
0,00 0

C. Rechnungsabgrenzungsposten  
0,00 0

D. Aktive latente Steuern  
0,00 0
0,00 0

Bilanz Aktiva

Hinweis: Posten, die in beiden Jahren 0,00 sind, können gestrichen werden (u. E. auch bei „Davon“- Vermerken).

UGB-Musterabschluss
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20X1 20X0 
EUR TEUR

A. Eigenkapital / Negatives Eigenkapital:  
I. Eingefordertes und einbezahltes Nennkapital (Grund-, Stammkapital)1

Gezeichnetes Nennkapital (Grund-, Stammkapital)
Noch nicht eingeforderte ausstehende Einlagen (Hinweis: mit Minus eingeben)
Eigene Anteile (Hinweis: mit Minus eingeben)

0,00 0
II. Kapitalrücklagen:  

1. Gebundene  
2. Nicht gebundene  

0,00 0
Wenn anwendbar: Hybride Finanzinstrumente  
Wenn anwendbar: Optionsrücklage 

III. Gewinnrücklagen:   
1. Gesetzliche Rücklage   
2. Satzungsmäßige Rücklagen   
3. Andere Rücklagen (freie Rücklagen)  

0,00 0
IV. Bilanzgewinn/-verlust  

Davon Gewinn-/Verlustvortrag   0,00 0

0,00 0
Wenn anwendbar:  
B. Unentgeltlich zugeteilte Emissionszertifikate / Investitionszuschüsse (Bruttomethode)
B. Rückstellungen:  

1. Rückstellungen für Abfertigungen   
2. Rückstellungen für Pensionen  
3. Steuerrückstellungen  

Davon latente Steuerrückstellungen (Hinweis: gesonderter Ausweis empfohlen, AFRAC 30 Rz 35)
4. Sonstige Rückstellungen  

0,00 0
C. Verbindlichkeiten:  

1. Anleihen  
Davon konvertibel  
Davon mit einer Restlaufzeit bis zu einem Jahr  
Davon mit einer Restlaufzeit von mehr als einem Jahr   

2. Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten  
Davon mit einer Restlaufzeit bis zu einem Jahr  
Davon mit einer Restlaufzeit von mehr als einem Jahr   

3. Erhaltene Anzahlungen auf Bestellungen  
Davon mit einer Restlaufzeit bis zu einem Jahr  
Davon mit einer Restlaufzeit von mehr als einem Jahr   

4. Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 
Davon mit einer Restlaufzeit bis zu einem Jahr  
Davon mit einer Restlaufzeit von mehr als einem Jahr   

5. Verbindlichkeiten aus der Annahme gezogener Wechsel und der Ausstellung eigener Wechsel 
Davon mit einer Restlaufzeit bis zu einem Jahr  
Davon mit einer Restlaufzeit von mehr als einem Jahr   

6. Verbindlichkeiten gegenüber verbundenen Unternehmen  
Davon mit einer Restlaufzeit bis zu einem Jahr  
Davon mit einer Restlaufzeit von mehr als einem Jahr   

7. Verbindlichkeiten gegenüber Unternehmen, mit denen ein Beteiligungsverhältnis besteht 
Davon mit einer Restlaufzeit bis zu einem Jahr  
Davon mit einer Restlaufzeit von mehr als einem Jahr   

8. Sonstige Verbindlichkeiten  
Davon aus Steuern  
Davon im Rahmen der sozialen Sicherheit  
Davon mit einer Restlaufzeit bis zu einem Jahr  
Davon mit einer Restlaufzeit von mehr als einem Jahr  

Wenn anwendbar: Verbindlichkeiten aus Hybridkapital  
0,00 0

2 Davon mit einer Restlaufzeit bis zu einem Jahr  0,00 0
2 Davon mit einer Restlaufzeit von mehr als einem Jahr   0,00 0

D. Rechnungsabgrenzungsposten  
0,00 0

0,00 0

Hinweis: Restlaufzeiten sind zwingend in der Bilanz zu zeigen, außer die Aufgliederung der arabischen Ziffern findet (nur) im Anhang statt.
1 Für den Fall, dass ein U alles bereits eingezahlt hat, entfallen die nicht eingef. Einlagen und in der Zeile gezeichnetes Nennkapital steht der gesamte Betrag.
2 Bei den Verbindlichkeiten Restlaufzeiten auch für die Summe.

Bilanz Passiva
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20X1 20X0 
EUR TEUR

1. Umsatzerlöse 
2. Veränderung des Bestands an fertigen und unfertigen Erzeugnissen sowie an noch nicht abrechenbaren          
    Leistungen 
3. Andere aktivierte Eigenleistungen  
4. Sonstige betriebliche Erträge1:  

a) Erträge aus dem Abgang vom und der Zuschreibung zum Anlagevermögen mit Ausnahme der Finanzanlagen 
b) Erträge aus der Auflösung von Rückstellungen  
c) Übrige  

5. Aufwendungen für Material und sonstige bezogene Herstellungsleistungen:  
a) Materialaufwand  
b) Aufwendungen für bezogene Leistungen 

6. Personalaufwand:  
a) Löhne2

b) Gehälter2

c) Soziale Aufwendungen   
Davon für Altersversorgung (Hinweis: immer anzuführen)
Davon für Abfertigungen und Leistungen an betriebliche Mitarbeitervorsorgekassen3

Davon für gesetzlich vorgeschriebene Sozialabgaben sowie vom Entgelt abhängige Abgaben und Pflicht-
beiträge3 

7. Abschreibungen:   
a) Auf immaterielle Gegenstände des Anlagevermögens und Sachanlagen

Davon außerplanmäßige Abschreibungen  
b) Auf Gegenstände des Umlaufvermögens, soweit diese die im Unternehmen üblichen Abschreibungen        
    überschreiten  

8. Sonstige betriebliche Aufwendungen1 :
a) Steuern, soweit sie nicht unter Steuern  vom Einkommen (und vom Ertrag) fallen 
b) Übrige 

9. Zwischensumme aus Z 1 bis Z 8 (Betriebsergebnis)   0,00 0
10. Erträge aus Beteiligungen  

Davon aus verbundenen Unternehmen  
11. Erträge aus anderen Wertpapieren und    
Ausleihungen des Finanzanlagevermögens   

Davon aus verbundenen Unternehmen  
12. Sonstige Zinsen und ähnliche Erträge   

Davon aus verbundenen Unternehmen   
13. Erträge aus dem Abgang von und der Zuschreibung zu Finanzanlagen und Wertpapieren des Umlaufvermögens     
14. Aufwendungen aus Finanzanlagen und aus Wertpapieren des Umlaufvermögens1    

Davon Abschreibungen  
Davon Aufwendungen aus verbundenen Unternehmen  

15. Zinsen und ähnliche Aufwendungen    
Davon betreffend verbundene Unternehmen  
Sofern zutreffend: Davon Vergütung für hybride Finanzinstrumente

16. Zwischensumme aus Z 10 bis Z 15 (Finanzergebnis)   0,00 0
17. Ergebnis vor Steuern   0,00 0
18. Steuern vom Einkommen (und vom Ertrag)   

Davon latente Steuern4

Davon Erträge aus Steuergutschriften und aus der Auflösung von nicht bestimmungsgemäß verwende-
ten Steuerrückstellungen4

19. Ergebnis nach Steuern 0,00 0
20. Sonstige Steuern, soweit nicht unter den Posten 1-19 enthalten 
21. Jahresüberschuss/Jahresfehlbetrag 0,00 0
22. Auflösung von Kapitalrücklagen 
23. Auflösung von Gewinnrücklagen 
24. Zuweisung zu Gewinnrücklagen 

Sofern anwendbar: Vergütung für hybride Finanzinstrumente
Sofern anwendbar: Verlustanteile für hybride Finanzinstrumente

25. Gewinn-/Verlustvortrag aus dem Vorjahr 
26. Bilanzgewinn/-verlust 0,00 0

1 Aufgliederung bei kleinen Gesellschaften nicht notwendig.
2 Löhne und Gehälter können bei kleinen Gesellschaften zusammengefasst werden.
3 Davon-Vermerk bei kleinen Gesellschaften nicht notwendig.

Gewinn- und Verlustrechnung

4 Davon-Vermerk nur soweit wesentlich.
Hinweis: Posten 22. - 26. können alternativ auch im Anhang ausgewiesen werden.

nach dem Gesamtkostenverfahren
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Verweis auf Anhang für das Geschäftsjahr 20X1  
der Firma, SitzGesetz;

AFRAC StN;
KFS-RL

I. Allgemeine Angaben

freiwillig Kurze Beschreibung des Unternehmens (Tätigkeit/Branche/Märkte): 
 
Die [XY GmbH / AG] ist ein führendes Unternehmen mit den Geschäftsbereichen [kurze Beschreibung]. Zum 
Unternehmensgegenstand zählen [kurze Beschreibung]. Hauptmärkte sind [kurze Beschreibung]. Produktions-
stätten befinden sich in [kurze Beschreibung].

freiwillig Der Jahresabschluss wurde in Übereinstimmung mit den Bestimmungen des Unternehmensgesetzbuchs 
(UGB) in der geltenden Fassung erstellt.

für Offenlegung 
notwendig

Die Gesellschaft ist als [kleine / mittelgroße / große] Kapitalgesellschaft gemäß § 221 UGB einzustufen.

freiwillig [Die Geschäftsführung / der Vorstand] der Gesellschaft hat den vorliegenden Jahresabschluss am XX.XX.20X1 
aufgestellt.

§ 223 (3) Falls eine Gesellschaft mehrere Geschäftszweige mit verschiedenen Gliederungsvorschriften betreibt 
und deshalb eine kombinierte Gliederung anwendet:  
Zur klareren Darstellung des Geschäftszweiges [Angabe des Geschäftszweiges] hat die [XY GmbH / AG] die 
Gliederung um die Posten [Angabe des Postens] ergänzt. Dies betrifft insbesondere die separate Darstellung 
der Posten [Angabe des Postens] in der Bilanz und des Postens [Angabe des Postens] in der Gewinn- und Ver-
lustrechnung. 
 
Hinweis: Diese Angabe ist beispielsweise bei einem Industrieunternehmen mit einem Geschäftszweig Bank oder 
Versicherung anwendbar. Es ist die Gliederung des wirtschaftlich bedeutendsten Geschäftszweigs zu wählen. Die 
gewählte Grundgliederung ist um diejenigen Posten zu ergänzen, die nach den für den anderen Geschäftszweig 
jeweils vorgeschriebenen Gliederungsvorschriften für einen ordnungsgemäßen Ausweis notwendig sind.

§ 223 (6) Z 2 Bei Zusammenfassung von Posten in der Bilanz/Gewinn- und Verlustrechnung:
Im Interesse einer klaren Darstellung erfolgte teilweise eine Zusammenfassung der einzelnen Posten in der 
Bilanz und in der Gewinn- und Verlustrechnung gemäß § 223 Abs. 6 Z 2 UGB. Diese Posten sind im Anhang 
gesondert ausgewiesen. 
 
Hinweis: Dies betrifft Posten lt. Gliederungsschema mit arabischen Zahlen in der Bilanz bzw. mit Buchstaben in der 
GuV.

§ 223 (1)   
§ 236 3. Satz

Die bisherige Form der Darstellung und Gliederung von Bilanz bzw. GuV wurde bei der Erstellung des vorlie-
genden Jahresabschlusses beibehalten. Die Anhangangaben entsprechen der Reihenfolge der Darstellung der 
Posten in der Bilanz und GuV.
Bei Änderungen zum Vorjahr: 
Hinweis: Dies betrifft Änderungen bei Ansatz und Darstellung (inkl. Anhangangaben).

§ 223 (2) Beispiel, wenn Vorjahreszahlen nicht vergleichbar sind:  
Auf Grund [Angabe des Grundes, z. B. Abspaltung eines Geschäftsbereichs] ist die Vergleichbarkeit mit den Vor-
jahresbeträgen in einzelnen Posten nicht gegeben. Dies betrifft die Posten [Angabe der betroffenen Posten].

Beispiel, wenn der Ausweis zu Vorjahreszahlen angepasst wurde:  
Auf Grund einer fehlerhaften Kontozuordnung war im Vorjahr ein Betrag in Höhe von TEUR XXX unzutreffend 
im Posten  [Angabe des betroffenen Postens] anstatt im Posten [Angabe des betroffenen Postens] ausgewie-
sen. Wir haben diesen Betrag entsprechend angepasst.

§ 222 (2) i. V. m. 
AFRAC 39  
Rz 22, 28

Beispiel, wenn wesentliche Fehler im Zahlenwerk korrigiert wurden (Korrektur in laufender Rechnung): 
Ein Systemfehler in der Anlagenbuchhaltung führte dazu, dass der Vorjahresabschluss eine um TEUR XXX zu 
geringe planmäßige Abschreibung ausgewiesen hat. Diese Abschreibung wurde im laufenden Geschäftsjahr 
nacherfasst.

§ 237 (1) Z 7  
§ 238 (1) Z 8

Bei Einbezug in einen übergeordneten Konzernabschluss oder Befreiung:
Das Mutterunternehmen, das den Konzernabschluss für den [größten / kleinsten] Kreis von Unternehmen 
aufgestellt hat, ist die [Name] [Ort]. [Dieser Konzernabschluss ist / Diese Konzernabschlüsse] [ist / sind] bei 
[welches Firmenbuch] hinterlegt.  
 
Hinweis: Sofern es sich um zwei verschiedene Unternehmen für den größten bzw. kleinsten Konsolidierungskreis 
handelt, sind beide Gesellschaften anzugeben und der Ort der Offenlegung, wenn eine solche erfolgt.

Vorsicht: Angabe zu dem Konzernabschluss für den größten Kreis betrifft nicht kleine Gesellschaften. 

Anhangangaben
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§ 245 (2) Z 4 Die  [XY GmbH / AG (in nicht reguliertem Markt)]  ist von der Aufstellung eines Teilkonzernabschlusses befreit, 
da es in den Konzernabschluss der [Name], [Ort] einbezogen ist. Der befreiende Konzernabschluss und Kon-
zernlagebericht können bei  [welches Firmenbuch] eingesehen werden.

§ 249 (3) Die [XY GmbH / AG (bei nicht reguliertem Markt)] stellt das einzige Tochterunternehmen der [Name der Mut-
ter-Gesellschaft] dar. Aufgrund von Weiterveräußerungsabsicht entfällt bei der [Name der Mutter-Gesellschaft] 
gemäß § 249 UGB die Verpflichtung zur Vollkonsolidierung und somit unsere Pflicht zur Aufstellung eines 
Konzernabschlusses. 
 
Hinweis für weitere Befreiungsgründe: Ein Tochterunternehmen braucht nicht in den Konzernabschluss einbezogen 
werden, wenn durch den Einbezug unverhältnismäßige Verzögerungen oder Kosten entstehen, oder erhebliche und 
andauernde Beschränkungen die Ausübung der Rechte des Mutterunternehmens in Bezug auf das Vermögen oder 
die Geschäftsführung nachhaltig beeinträchtigen (§ 249 UGB).

freiwillig Bei Aufstellung eines Konzernabschlusses nach IFRS: 
Die [XY AG] ist ein konsolidierungspflichtiges Mutterunternehmen im Sinne des § 244 UGB und stellt gemäß § 
245a Abs. 1 UGB ihren Konzernabschluss nach den IFRS Accounting Standards auf.

§ 238 (1) Z 20 Bei Gruppenbesteuerung:
 
Angabe als Gruppenmitglied: Die Gesellschaft ist seit dem Geschäftsjahr 20XX Gruppenmitglied innerhalb 
der steuerlichen Unternehmensgruppe gemäß § 9 KStG der [Name des Gruppenträgers].

Angabe als Gruppenträger: Die Gesellschaft ist seit dem Geschäftsjahr 20XX Gruppenträger einer steuer-
lichen Unternehmensgruppe gemäß § 9 KStG.

II. Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden

Allgemeine Grundlagen
§ 222 (2) und  
§ 236 1. Satz

Der vorliegende Jahresabschluss wurde unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung so-
wie der Generalnorm, ein möglichst getreues Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Unternehmens 
zu vermitteln, aufgestellt. 
 
Hinweis: Falls der Jahresabschluss aus besonderen Umständen kein möglichst getreues Bild der Vermögens-, 
Finanz- und Ertragslage vermittelt, sind zusätzliche Angaben erforderlich.

§ 237 (1) Z 1  
i. V. m. KFS/RL 28 
Rz 25 ff

Die Aufstellung des Jahresabschlusses erfolgte unter der Annahme der Fortführung des Unternehmens.

Bei wesentlicher Unsicherheit zur Unternehmensfortführung: Trotz des aus dem Jahresfehlbetrag von 
EUR XXX,XX resultierenden buchmäßig negativen Eigenkapitals von EUR XXX,XX liegt aus folgenden Gründen 
keine insolvenzrechtliche Überschuldung vor: Auf Grund der detaillierten Unternehmensplanung und des vom 
Hauptgesellschafter zugesagten jederzeit abrufbaren nachrangigen Gesellschafterkredits mit einem Rahmen 
von EUR XXX,XX, geht die Gesellschaft davon aus, dass die Unternehmensfortführung im Rahmen dieser 
Finanzierung gewährleistet ist. Sollte es jedoch zu wesentlichen Abweichungen von der Planung kommen, so 
besteht eine wesentliche Unsicherheit hinsichtlich der Fähigkeit zur Unternehmensfortführung und das Unter-
nehmen ist möglicherweise nicht in der Lage, im Rahmen des gewöhnlichen Geschäftsbetriebs seine Vermö-
gensgegenstände zu realisieren und seine Schulden zu begleichen. 
 
Hinweis: Bei wesentlichen Unsicherheiten zur Unternehmensfortführung ist hier eine Begründung anzuführen, 
warum trotzdem von der Fortführung des Unternehmens ausgegangen wurde:
	- Angabe der wesentlichen der Unternehmensfortführung möglicherweise entgegenstehende Gründe und Pläne, 

wie diesen Gründen begegnet wird, 
	- zweifelsfreie Angabe, dass eine Unsicherheit im Zusammenhang mit Gründen besteht, die der Unternehmens-

fortführung möglicherweise entgegenstehen und das Unternehmen daher möglicherweise nicht in der Lage 
ist, im Rahmen des gewöhnlichen Geschäftsbetriebs seine Vermögensgegenstände zu realisieren und seine 
Schulden zu begleichen.  

§ 201 (1) Z 7 Schätzungen beruhen auf einer umsichtigen Beurteilung. Soweit statistisch ermittelbare Erfahrungen aus 
gleich gelagerten Sachverhalten vorhanden sind, hat das Unternehmen diese bei Schätzungen berücksichtigt.

§ 237 (1) Z 1 Die bisher angewandten Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden wurden [mit Ausnahme von [Hinweis auf 
Änderung]] beibehalten. 

Bei Anpassung der Bilanzierungsmethode aufgrund der erstmaligen Anwendung der AFRAC 40 Stel-
lungnahme: 
Bislang hat die Gesellschaft Genussrechte als separaten Sonderposten [...] auf der Passivseite zwischen 
Eigenkapital und Rückstellungen ausgewiesen. Aufgrund der Bestimmungen zur Bilanzierung von hybriden 
Finanzinstrumenten im erstmals anzuwendenden AFRAC 40 ist diese Darstellung nicht länger zulässig. Ge-
nussrechte sind – abhängig von ihrer Ausgestaltung – entweder innerhalb des Eigenkapitals oder der Verbind-
lichkeiten auszuweisen.

Daher wurde das in der Vergangenheit als Sonderposten ausgewiesene Genussrecht in [den neu im Eigen-
kapital eingefügten Posten „Hybride Finanzinstrumente“ /  den neu eingefügten Posten „Hybride Finanzins-
trumente“ innerhalb der Verbindlichkeiten] ausgewiesen. Die Darstellungen zum Vorjahr wurden in diesem 
Zusammenhang nicht angepasst.
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KFS/RL 1 Rz 33ff 
§ 237 Abs. 1 Z 1 
i. V. m. 
§ 201 Abs. 3

Bei Anpassung der Bewertungsmethode aufgrund besonderer Umstände (Vorliegen begründeter Aus-
nahmefälle) und unter Beachtung der Generalnorm (Beispiel: Änderung der Vorratsbewertung) 
Aufgrund der strategischen Umstellung der Produktion wird die Vorratsbewertung ab dem laufenden Ge-
schäftsjahr nicht mehr nach dem FIFO-Verfahren, sondern nach dem Durchschnittspreisverfahren durchge-
führt. Dieses Verfahren entspricht mehr dem tatsächlichen Verbrauch. Diese Umstellung hatte im laufenden 
Geschäftsjahr einen Einfluss von  EUR +/- XXX,XX auf den Vorratsbestand und von  EUR +/- XXX,XX auf den 
Materialaufwand im Vergleich zur Beibehaltung des FIFO-Verfahrens. 
 
Hinweis: Weitere Beispiele für begründete Ausnahmefälle finden sich in KFS/RL 1 Rz 31 ff.

§ 236 Die Darstellung der Gewinn- und Verlustrechnung erfolgt nach dem [Gesamtkostenverfahren / Umsatzkosten-
verfahren].

freiwillig Der Jahresabschluss wurde in Euro aufgestellt. Bei der Summierung von gerundeten Beträgen und Prozentan-
gaben können durch Verwendung automatischer Rechenhilfen rundungsbedingte Rechendifferenzen auftreten.

Umrechnung von Transaktionen in fremder Währung 
§ 237 (1) Z1  
i. V. m.  
AFRAC 38  
Rz 142

Fremdwährungsgeschäfte werden zum Zeitpunkt des Geschäftsvorfalles mit dem aktuellen Kassakurs umge-
rechnet. [Falls zutreffend: Aus Vereinfachungsgründen wird ein monatlicher Durchschnittskurs herangezogen.] 
 
Die Bewertung am Bilanzstichtag erfolgt für monetäre Fremdwährungsforderungen mit dem Devisenbriefkurs, 
sofern dieser niedriger ist als der Entstehungskurs. Monetäre Fremdwährungsverbindlichkeiten werden mit 
dem Entstehungskurs oder mit dem höheren Devisengeldkurs angesetzt. [Falls zutreffend: Bei designierten 
kursgesicherten Fremdwährungsforderungen/Fremdwährungsverbindlichkeiten wird der vereinbarte Termin-
kurs herangezogen.] 
 
In Fremdwährung angeschaffte nicht monetäre Gegenstände des Anlage- oder Umlaufvermögens werden mit 
den Entstehungskurs erfasst, wobei keine weitere Umwertung erfolgt, außer die Wiederbeschaffung ist aus-
schließlich in fremder Währung möglich oder die für eine Bewertung herangezogenen Cashflows lauten auf 
fremde Währung. In diesem Fall wird der Vergleichswert in Fremdwährung ermittelt und mit dem Stichtags-
kurs umgerechnet.  
 
Im Geschäftsjahr wurden folgende Wechselkurse für die Umrechnung verwendet: 

USD/EUR GBP/EUR CHF/EUR …..
31.12.20X1 0,000 0,000 0,000 0,000
31.12.20X0 0,000 0,000 0,000 0,000

Anlagevermögen

Immaterielle Vermögensgegenstände
§ 203 (1)  
§ 204 (1)  
§ 204 (1a)

Von Dritten entgeltlich erworbene immaterielle Vermögensgegenstände werden mit ihren Anschaffungskosten 
angesetzt und abzüglich planmäßiger und außerplanmäßiger Abschreibungen bewertet. Selbst erstellte im-
materielle Vermögensgegenstände werden sofort als Aufwand erfasst. Die planmäßige Abschreibung erfolgt 
nach der linearen Abschreibungsmethode. Sie beginnt mit dem Zeitpunkt, zu dem der Gegenstand in Betrieb 
genommen wird.  
 
Bei Anwendung der Halbjahresregel: Gemäß den steuerrechtlichen Vorschriften wird für Zugänge im ersten 
Halbjahr eine volle und für Zugänge im zweiten Halbjahr eine halbe Jahresabschreibung erfasst.  
 
Geringwertige Vermögensgegenstände (Einzelanschaffungswert bis EUR 1000,00) werden im Zugangsjahr 
aktiviert und sofort abgeschrieben.

Die lineare Abschreibungsmethode erfolgt unter Zugrundelegung folgender Nutzungsdauern:
 

Jahre
von bis

Firmenwert [x] [x]
Software [x] [x]
(Auflistung weiterer wesentlicher Gruppen) [x] [x]
Sonstige [x] [x]

§ 204 (2) Wenn eine voraussichtlich dauernde Wertminderung eines Vermögensgegenstandes eingetreten ist, wird eine 
außerplanmäßige Abschreibung des Vermögensgegenstandes auf den beizulegenden Wert zum Abschluss-
stichtag vorgenommen. 
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Firmenwert
AFRAC 41 Rz 50 
i. V. m. § 203 (5) 
4. Satz und § 236 
1. Satz / § 237 
(1) Z 1 

Die Abschreibung der Firmenwerte erfolgt linear je Geschäftsfeld. Die Nutzungsdauer wird basierend auf 
objektiven Kriterien, wie der Bestandsdauer des Betriebs, dem Produktlebenszyklus der produzierten Produkte 
des Geschäftsfeldes, der Laufzeit wesentlicher Verträge, [Angabe weiterer unternehmensspezifischer Krite-
rien] festgelegt. 

AFRAC 41  
Rz 48, 21

Die Zuordnung der Firmenwerte auf die Geschäftsfelder sowie die Nutzungsdauern stellen sich wie folgt dar:  

Buchwert
20X1
EUR

Buchwert
20X0
TEUR

Nutzungsdauer
Jahre

Firmenwert Erwerb XY
Geschäftsfeld A 0,00 0 8
Geschäftsfeld B 0,00 0 5
Firmenwert Erwerb ZA
Geschäftsfeld A 0,00 0 8
Geschäftsfeld B 0,00 0 5
Firmenwert Erwerb CD
Geschäftsfeld C 0,00 0 10
Firmenwert Erwerb BC
Geschäftsfeld X 0,00 0 10
Geschäftsfeld A 0,00 0 9
Geschäftsfeld B 0,00 0 8

Hinweis: Im Fall einer Neuzuordnung ist neben der Vorgangsweise auch das Ergebnis des vorab durchgeführten 
Werthaltigkeitstests zu erläutern (AFRAC 41, Rz 49).

AFRAC 41 Rz 52, 
37 und 39

Aufgrund des herausfordernden Marktumfeldes für das Geschäftsfeld A wurde die Werthaltigkeit des Firmen-
wertes des Geschäftsfeldes A überprüft und dabei eine Wertminderung in Höhe von EUR XXX,XX festgestellt. 
Zur Bestimmung des beizulegenden Wertes des Geschäftsfeldes wurde die Discounted-Cashflow-Methode 
angewandt. Nachfolgende Tabelle zeigt die wesentlichen Parameter bei der Bestimmung des beizulegenden 
Wertes des Geschäftsfeldes sowie den Wert des korrespondierenden Nettovermögens.

Korrespondierendes Nettovermögen EUR XXX,XX
EBITDA-Marge % XX,XX
Wachstumsrate in der ewigen Rente % XX,XX
Diskontierungszinssatz % XX,XX

AFRAC 41  
Rz 35, 36

Der Produktlebenszyklus eines wesentlichen Produktes aus dem Erwerb [Angabe des Erwerbs], welches dem 
Geschäftsfeld A zugeordnet wurde, hat sich aufgrund neuerer Technologien am Markt verkürzt. Dies wurde als 
Anhaltspunkt für die Neufestlegung der Nutzungsdauer des Firmenwertes identifiziert. Die Nutzungsdauer des 
Firmenwertes wurde entsprechend auf XX Jahre angepasst.

AFRAC 41 Rz 51 Für den Firmenwert aus dem Erwerb von  [Angabe des Erwerbs], der dem Geschäftsfeld [Angabe Geschäfts-
feld] zugeordnet wurde, wird die voraussichtliche Nutzungsdauer gemäß der gesetzlichen Vermutung mit  
10 Jahren angenommen, da keine andere verlässliche Schätzung möglich war. 

AFRAC 41 Rz 24 
und 49

Im Geschäftsjahr erfolgte eine Umstrukturierung, die eine Veränderung der für die Unternehmenssteue-
rung herangezogenen Informationen nach sich ziehen. [Ziel der Umstrukturierung ist ...] Dadurch wurde das 
Geschäftsfeld X sowie der diesem zugeordnete Firmenwert in die Geschäftsfelder A und B integriert. Die 
Aufteilung erfolgte nach den künftig erwarteten Cashflows, da diese den künftigen Nutzen am besten reprä-
sentieren. Vor Durchführung dieser Maßnahme wurde der Firmenwert auf Werthaltigkeit überprüft und keine 
Wertminderung festgestellt.
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Sachanlagen
§ 203 (1)  
§ 204 (1)  
§ 204 (1a)

Sachanlagen werden zu Anschaffungs- oder Herstellungskosten abzüglich planmäßiger und außerplanmäßiger 
Abschreibungen bewertet. Die Abschreibung erfolgt nach der linearen Abschreibungsmethode. Sie beginnt 
mit dem Zeitpunkt, zu dem der Gegenstand in Betrieb genommen wird.  
 
Bei Anwendung der Halbjahresregel: Gemäß den steuerrechtlichen Vorschriften wird für Zugänge im ersten 
Halbjahr eine volle und für Zugänge im zweiten Halbjahr eine halbe Jahresabschreibung erfasst. 

Geringwertige Vermögensgegenstände (Einzelanschaffungswert bis EUR 1.000,00) werden im Zugangsjahr 
aktiviert und sofort abgeschrieben.

Die Ermittlung der planmäßigen Abschreibungen erfolgt unter Zugrundelegung folgender Nutzungsdauern:

Jahre
von bis

Bauten, einschließlich Bauten auf fremdem Grund [x] [x]
Technische Anlagen und Maschinen [x] [x]
Andere Anlagen, Betriebs- und Geschäftsausstattung [x] [x]
(Auflistung weiterer wesentlicher Gruppen) [x] [x]

§ 204 (2) Wenn eine voraussichtlich dauernde Wertminderung eines Vermögensgegenstandes eingetreten ist, wird eine 
außerplanmäßige Abschreibung des Vermögensgegenstandes auf den beizulegenden Wert zum Abschluss-
stichtag vorgenommen.

§ 203 (3) Bei der Ermittlung der Herstellungskosten von selbsterstellten Sachanlagen werden für Herstellungsvorgänge 
folgende Kosten einbezogen: 
Fertigungseinzelkosten
Sonderkosten der Fertigung
Variable Fertigungs- und Materialgemeinkosten
Angemessene Teile der fixen Gemeinkosten

§ 203 (4) [Soziale Aufwendungen]
§ 203 (4) [Fremdkapitalzinsen]

Investitionszuschüsse
AFRAC 6 Rz 24 
 
 
 
AFRAC 6 Rz 28

Bei Anwendung der Bruttomethode: Investitionszuschüsse werden nach der Bruttomethode erfolgsneutral 
in einem gesonderten Passivposten ausgewiesen und über die Nutzungsdauer des betroffenen Vermögens-
wertes ertragswirksam in den übrigen sonstigen betrieblichen Erträgen aufgelöst. 
 
Bei Anwendung der Nettomethode: Investitionszuschüsse werden nach der Nettomethode erfasst. Die ge-
währten Zuschüsse werden direkt von den Anschaffungs- und Herstellungskosten abgesetzt, wodurch es zu 
einer Kürzung der Zugänge im Anlagenspiegel und einer Verminderung der Abschreibungen kommt.

Finanzanlagen
§ 204 (2) Die Finanzanlagen, ausgenommen Beteiligungen, werden mit dem niedrigeren Wert aus Anschaffungskosten 

und beizulegendem Zeitwert am Bilanzstichtag bewertet, [wenn die Wertminderung voraussichtlich von Dauer 
ist / auch wenn die Wertminderung nicht von Dauer] ist.
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§ 204 (2) 
§ 208 (1)  
AFRAC 24  
Rz 20 und 15 
sowie 11 ff

Zum Erwerbszeitpunkt werden Beteiligungen und Anteile an verbundenen Unternehmen mit ihren Anschaffungs-
kosten einschließlich Transaktionskosten angesetzt. Die Folgebewertung erfolgt mit dem niedrigeren Wert aus An-
schaffungskosten oder beizulegendem Wert am Bilanzstichtag [wenn die Wertminderung voraussichtlich von Dauer 
ist / auch wenn die Wertminderung nicht von Dauer] ist. 
  
Zur Ermittlung des beizulegenden Wertes findet die Discounted-Cashflow-Methode Anwendung, deren Ergebnisse 
auf Basis des Multiplikatorverfahrens plausibilisiert werden. 
 
Sofern die Gründe für eine in den Vorjahren vorgenommene Abschreibung nicht mehr vorliegen, erfolgt eine Zu-
schreibung bis zu den Anschaffungskosten. 
 
Bei Veräußerungsabsicht der Beteiligung: Wir haben die Absicht, die Beteiligung X zu veräußern. Aus diesem 
Grund haben wir den beizulegenden Wert dieser Beteiligung auf Basis [des vorliegenden verbindlichen Kaufangebo-
tes]  einer Unternehmensbewertung auf Basis von [anerkannte Bewertungsmethode, z. B. KFS/BW 1]] abgeleitet.  

Hinweis: Sind Unsicherheiten in Bezug auf die Beteiligungsbewertung für die Beurteilung der Vermögens-, Finanz- 
und Ertragslage des bilanzierenden Unternehmens relevant, dann sind unter Berücksichtigung von § 236 erster 
Satz UGB die angewandten Bewertungsmodelle samt den herangezogenen zentralen Annahmen im Anhang zu 
erläutern, z. B. wie folgt:
 
Falls zutreffend: Bei der Anwendung der Discounted-Cashflow-Methode werden die künftigen Cashflows insbe-
sondere durch die Einschätzung des künftigen Umsatzwachstums sowie der Margen beeinflusst. Weiters werden 
die hierfür erforderlichen Investitionen in Anlagevermögen und Nettoumlaufvermögen sowie die personelle Ausstat-
tung berücksichtigt. Ebenso wird die erwartete Marktentwicklung sowie die Zyklizität unserer Produkte einbezogen. 
Die erwarteten künftigen Cashflows werden unter Verwendung der durchschnittlichen, gewichteten Kapitalkosten 
(Weighted Average Cost of Capital) nach Steuern auf den Bilanzstichtag diskontiert. Die Festlegungen zu den Kapi-
talkosten sowie die Annahmen zur künftigen Entwicklung der Cashflows erfordern Schätzungen und sind daher mit 
Unsicherheit behaftet.

Nachfolgende Tabelle zeigt die wesentlichen Parameter, die bei der Bestimmung des beizulegenden Wertes heran-
gezogen wurden:

EBITDA-Marge %
Wachstumsrate in der ewigen Rente %
Diskontierungszinssatz %

Die vorgenommenen Werthaltigkeitstests haben zu einer  [Abschreibung / Zuschreibung] von EUR XXX,XX  geführt, 
die in der Gewinn- und Verlustrechnung unter Punkt X ausgewiesen ist.

Ausleihungen
Ausleihungen werden zu Anschaffungskosten, unverzinsliche Ausleihungen zum Barwert (Abzinsungssatz 
von XX,XX %) bilanziert. Bei nachhaltigen und wesentlichen Wertminderungen erfolgt die Bewertung mit dem 
niedrigeren beizulegenden Wert.

Investmentfonds
AFRAC 14 Rz 89, 
96 ff

Die entstandenen Ausschüttungsansprüche des Geschäftsjahres aus den Investmentfonds werden phasen-
gleich vereinnahmt und sind unter den sonstigen Forderungen ausgewiesen. Die Bewertungsobergrenze für 
Investmentfondsanteile und für entstandene Ausschüttungsansprüche bildet deren Kurswert. 
 
Bei thesaurierten Investmentfonds werden die Erträge realisiert und erhöhen den Buchwert, wenn der zugrun-
deliegende Anspruch so gut wie sicher entstanden ist. 
 
Hinweis: Erläuterung, wenn bei Vorliegen rechtlicher oder faktischer Besonderheiten eine abweichende Bilanzie-
rungsmethode angewendet wird.

Zuschreibungen zum Anlagevermögen
§ 208 Zuschreibungen zu Vermögensgegenständen des Anlagevermögens werden dann vorgenommen, wenn die 

Gründe für die außerplanmäßige Abschreibung weggefallen sind. Die Zuschreibung erfolgt höchstens auf den 
Nettobuchwert, der sich unter Berücksichtigung der Normalabschreibungen, die inzwischen vorzunehmen ge-
wesen wären, ergibt. Beim Firmenwert unterbleibt gemäß § 208 (2) UGB die Zuschreibung.
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Umlaufvermögen

Vorräte
§ 206 Die Vorräte werden mit dem niedrigeren Wert aus Anschaffungs- bzw. Herstellungskosten und dem beizu-

legenden Wert am Bilanzstichtag bewertet. Die Anschaffungskosten werden [einzeln / nach dem gewogenen 
Durchschnittspreisverfahren / nach dem FIFO-Verfahren /...] ermittelt.

Die Bewertung der unfertigen und fertigen Erzeugnisse sowie der nicht abrechenbaren Leistungen erfolgt 
zum niedrigeren Wert aus Anschaffungs- oder Herstellungskosten oder beizulegenden Wert am Bilanzstichtag. 

§ 203 (3) Die Herstellungskosten umfassen folgende Kostenbestandteile:
Fertigungseinzelkosten
Sonderkosten der Fertigung
Variable Fertigungs- und Materialgemeinkosten
Angemessene Teile der fixen Gemeinkosten

§ 203 (4) [Soziale Aufwendungen]
§ 203 (4) [Fremdkapitalzinsen]
§ 206 (3) Bei Aktivierung von Verwaltungs-/Vertriebskosten zur Wahrung der Generalnorm: Bei Aufträgen, deren 

Ausführung sich über mehr als 12 Monate erstreckt, werden angemessene Teile der  [Verwaltungskosten / 
Vertriebskosten] angesetzt, weil  [z. B. wegen des stark schwankenden Bestandes an solchen Aufträgen]  nur 
durch diesen Ansatz ein möglichst getreues Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage erzielbar ist.

Die Kosten werden nach einem sachgerechten Schlüssel [Basis direkter Projektstunden / projektbezogener 
Gemeinkostenzuschläge / ... ] den betroffenen Aufträgen zugeordnet. 
 
Achtung: Ansatz nur erlaubt, falls andernfalls kein getreues Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage vermittelt 
werden kann.

§ 207 Die Ermittlung des beizulegenden  Werts erfolgt bei Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffen auf Basis von Wieder-
beschaffungswerten, bei allen anderen Vorratsposten auf Basis der erzielbaren Verkaufserlöse abzüglich noch 
anfallender Kosten. Bei Waren erfolgt die Ermittlung des  Werts auf Basis beider Wertmaßstäbe. Darüber 
hinaus werden Wertminderungen auf Grund von [Überalterung / Entmodung / mangelnder Gängigkeit / hoher 
Lagerbestände /...] berücksichtigt. 
 
Für Verluste aus schwebenden Geschäften wird durch Rückstellungen vorgesorgt.

Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände
Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände werden mit den Anschaffungskosten abzüglich Wert-
minderungen bewertet. Wertminderungen für alle erkennbaren Risiken werden in Form von Einzelwertberich-
tigungen in Höhe der erwarteten Zahlungsausfälle erfasst. Für das allgemeine Kreditrisiko erfolgt eine [grup-
penweise Einzelwertberichtigung / pauschale Wertberichtigung] in Höhe von XX,XX% bis XX,XX% der nicht 
einzelwertberichtigten Nettoforderungen.

Emissionszertifikate
AFRAC 1 Rz 25, 
26

Unentgeltlich zugeteilte Emissionszertifikate werden zum Zeitpunkt der erstmaligen Zuteilung mit Eintragung 
auf dem Konto der Registerstelle mit dem Marktwert aktiviert und in den sonstigen Forderungen und Ver-
mögensgegenständen ausgewiesen. Zeitgleich wird ein passivischer Sonderposten in gleicher Höhe gebil-
det. Entgeltlich erworbene Emissionszertifikate werden zum Erwerbszeitpunkt mit den Anschaffungskosten 
aktiviert.  
 
Der Verbrauch der Zertifikate führt zur Erfassung des entsprechenden Aufwands und gleichzeitiger Bildung 
einer Rückstellung für die Verpflichtung zur Einlösung (Rückgabe) der Zertifikate. Insoweit, als der Verbrauch 
durch aktivierte Zertifikate gedeckt ist, erfolgt die Bewertung der Rückstellung mit dem Buchwert der aktivier-
ten Zertifikate. Darüber hinaus verbrauchte Zertifikate werden mit ihrem jeweiligen Marktpreis bewertet. Dem 
erfassten Aufwand steht der Ertrag aus der Auflösung des passiven Sonderpostens gegenüber. Bei Einlösung 
der Zertifikate werden die aktivierten Zertifikate und die Rückstellung ausgebucht.  
 
Für die Erfassung des Verbrauchs und dessen Bewertung wird das Verbrauchsfolgeverfahren [Angabe des Ver-
fahrens] angewandt. Die Folgebewertung der CO2-Zertifikate erfolgt mit dem niedrigeren Wert aus Marktwert 
bei Zuteilung bzw. Anschaffungskosten oder beizulegendem Wert am Bilanzstichtag. 
 
Hinweis: Wird bei erwarteter Unterdeckung an unentgeltlich zugeteilten Emissionszertifikaten auf deren Aktivierung 
und die Bildung des passivischen Sonderposten verzichtet, sind im Anhang alle Angaben zu machen, die einen der 
bevorzugten Methode gleichwertigen Informationsgehalt des Jahresabschlusses gewährleisten.
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Wertpapiere und Anteile
Die Wertpapiere des Umlaufvermögens werden zu Anschaffungskosten oder dem niedrigeren Börsenkurs 
oder Marktpreis am Abschlussstichtag bewertet. Lässt sich kein Börsenkurs oder Marktpreis feststellen und 
übersteigen die Anschaffungskosten den beizulegenden Wert, so wird auf diesen Wert abgeschrieben.

Liquide Mittel
Die liquiden Mittel werden zum Nennwert angesetzt.

Zuschreibungen zum Umlaufvermögen
§ 208 Zuschreibungen zu Vermögensgegenständen des Umlaufvermögens werden vorgenommen, wenn die Grün-

de für die Abschreibung weggefallen sind. 

Rechnungsabgrenzungsposten
AFRAC 14 Rz 19 Bei Aktivierung von Disagios unter den Rechnungsabgrenzungsposten:  Die aktive Rechnungsabgrenzung 

beinhaltet Disagios im Zusammenhang mit der Aufnahme von Finanzverbindlichkeiten. Die Disagios werden 
über die Laufzeit der Verbindlichkeiten [linear / gemäß Effektivzinsmethode] aufgelöst. 

Latente Steuern
§ 198 (9) Für Unterschiede zwischen unternehmensrechtlichen und den steuerrechtlichen Wertansätzen bei  [Vermö-

gensgegenständen / Rückstellungen / Verbindlichkeiten / Rechnungsabgrenzungsposten], die sich in späteren 
Geschäftsjahren voraussichtlich wieder ausgleichen, wird in Höhe der sich in Zukunft ergebenden Steuerbelas-
tung eine Rückstellung für passive latente Steuern gebildet. 

§ 198 (9) 
§ 238 (1) Z 3 
1. Satz i. V. m. 
AFRAC 30 Rz 38 
und 39

Führen diese Unterschiede in Zukunft zu einer Steuerentlastung, werden diese als aktive latente Steuern in 
der Bilanz angesetzt.  
 
Hinweis: Für kleine Gesellschaften nur bei Ausübung des Wahlrechts zum Ansatz aktiver latenter Steuern.

AFRAC 30 Rz 41 Beispiel bei Ansatz aktiver latenter Steuern aus Verlustvorträgen: Das Wahlrecht zum Ansatz aktiver laten-
ter Steuern auf bestehende steuerliche Verlustvorträge kommt zur Anwendung, und es werden aktive latente 
Steuern insoweit angesetzt, als ausreichende passive latente Steuern vorhanden sind [und/oder] darüber 
hinaus überzeugende substanzielle Hinweise vorliegen, dass ein ausreichendes zu versteuerndes Ergebnis zur 
Nutzung dieser Verlustvorträge in Zukunft zur Verfügung stehen wird.

AFRAC 30 Rz 41 Bei keinem Ansatz aktiver latenter Steuern aus Verlustvorträgen: Für steuerliche Verlustvorträge werden 
keine aktiven latenten Steuern angesetzt.

AFRAC 30 Rz 38 Die Bewertung der latenten Steuern erfolgt mit dem aktuellen Körperschaftsteuersatz von XX,XX% ohne Be-
rücksichtigung einer Abzinsung.

Rückstellungen

Abfertigungs-, Pensions- und Jubiläumsgeldrückstellungen
AFRAC 27 Rz 98 Die Bildung der Abfertigungsrückstellung ist für jene Mitarbeiter erforderlich, [deren Dienstverhältnis vor 

dem 1. Januar 2003 begonnen hat / aufgrund vertraglicher Vereinbarung]. Die Abfertigungsrückstellungen wer-
den [nach anerkannten versicherungsmathematischen / vereinfachend nach finanzmathematischen Grundsät-
zen] nach [dem Teilwertverfahren / dem Verfahren der laufenden Einmalprämien] ermittelt. Der Ansammlungs-
zeitraum [beträgt XX Jahre / läuft bis zum Erreichen des Pensionsantrittsalters]. Die Berechnung erfolgt unter 
Zugrundelegung der folgenden Annahmen:

20X1 20X0
Zinssatz XX,XX% XX,XX%
Pensionssteigerungen XX,XX% XX,XX%
Gehaltssteigerungen XX,XX% XX,XX%
Fluktuation XX,XX% XX,XX%
Pensionsantrittsalter Frauen J J
Pensionsantrittsalter Männer J J

Bei versicherungsmathematischer Ermittlung: Den Annahmen für die in der Berechnung berücksichtigten 
Lebenserwartung liegen die Berechnungstafeln [Bezeichnung] zugrunde.
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AFRAC 27 Rz 98 Die Rückstellung für Pensionen werden für die [einzelvertragliche / auf Grund einer betrieblichen Vereinbarung 
bestehenden / andere Gründe] Verpflichtung zur Leistung von Pensionszahlungen an  [bereits im Ruhestand 
befindliche / bestehende Mitarbeiter] angesetzt. Die Rückstellung für Pensionen wird nach anerkannten ver-
sicherungsmathematischen Grundsätzen nach [dem Teilwertverfahren / dem Verfahren der laufenden Einmal-
prämien] ermittelt.  
 
Hinweis: Die in IAS 19 auch vorgesehene direkte Verrechnung der versicherungsmathematischen Gewinne/Verluste 
mit dem Eigenkapital ist im österreichischen UGB nicht zulässig. 
 
Die Berechnung erfolgt unter Zugrundelegung der folgenden Annahmen:

20X1 20X0
Zinssatz XX,XX% XX,XX%
Pensionssteigerungen XX,XX% XX,XX%
Gehaltssteigerungen XX,XX% XX,XX%
Fluktuation XX,XX% XX,XX%
Pensionsantrittsalter Frauen J J
Pensionsantrittsalter Männer J J

Den Annahmen für die in der Berechnung berücksichtigten Lebenserwartung liegen die Berechnungstafeln 
[Bezeichnung] zugrunde.

AFRAC 27 Rz 98 Die Rückstellung für ähnliche Verpflichtungen sind in den sonstigen Rückstellungen erfasst und betreffen [kol-
lektivvertragliche Verpflichtungen zur Zahlung von Jubiläumsgeldern / die Rückstellung für noch nicht konsu-
mierte Urlaube / die Rückstellung für Altersteilzeit / ...].  
 
Die Jubiläumsgeld-Rückstellungen werden für Arbeitnehmer gebildet, die bis zum voraussichtlichen Ende 
des Arbeitsverhältnisses die für den Anfall eines Jubiläumsgeldes erforderlichen Dienstjahre [XX Jahre] er-
reicht haben. Die Jubiläumsgeld-Rückstellungen werden  [nach anerkannten versicherungsmathematischen 
/ vereinfachend nach finanzmathematischen Grundsätzen]  [nach dem Teilwertverfahren / dem Verfahren der 
laufenden Einmalprämien] ermittelt. Folgende Wahrscheinlichkeitsannahmen wurden bei der Bewertung be-
rücksichtigt [z. B. Fluktuationsabschläge].

AFRAC 27 Rz 98 Der Rechnungszinssatz für Abfertigungs-, Pensions- und Jubiläumsgeldrückstellungen wird aus dem [Stich-
tagszinssatz basierend auf Marktzinssätzen von Unternehmen hoher Bonität / [x]-jährigen Durchschnittszins-
satz entsprechend der Veröffentlichung der Deutschen Bundesbank] abgeleitet. 
 
Die Zinsaufwendungen aus der Fortschreibung der Abfertigungs-, Pensions- und Jubiläumsgeldrückstellungen 
sowie die Auswirkungen aus einer Änderung des Zinssatzes werden [im betreffenden betrieblichen Aufwand / 
im Finanzergebnis] erfasst.

AFRAC 27 Rz 98 Bei Rückdeckung mit Planvermögen: Als Rückdeckung für die Personalverpflichtungen hält die [XY GmbH / 
AG] ein Planvermögen. Als erwartete Rendite des Planvermögens werden [derselbe Zinssatz und Pensions-
steigerungsannahmen herangezogen, wie für die Berechnung der dazugehörigen Rückstellung verwendet 
werden / wird der Zinssatz in Höhe von XX,XX% und eine Pensionssteigerung von XX,XX%] angewendet. Die 
Abzinsungssätze werden entsprechend der Restlaufzeiten der Verpflichtungen als auch äquivalent zu dem 
darin enthaltenen Bestand [Aktive / Pensionisten] differenziert. 

Sonstige Rückstellungen
Hinweis: An dieser Stelle sind gegebenenfalls die Methoden für Ansatz und Bewertung spezieller, für das Unterneh-
men bedeutender Rückstellungen anzugeben, z. B. Rückstellungen für Rekultivierungskosten zu erläutern.

In den sonstigen Rückstellungen sind Rückstellungen für [noch nicht konsumierte Urlaube /  Altersteilzeit / ...] 
in Höhe von EUR XXX,XX (Vorjahr: TEUR XXX) enthalten.

§ 198 (8) 
§ 211

Sonstige Rückstellungen werden für ungewisse Verbindlichkeiten und für drohende Verluste aus schweben-
den Geschäften erfasst, wenn die Verpflichtung bzw. der Eintritt des Verlustes am Abschlussstichtag wahr-
scheinlich oder sicher, ihre Höhe oder der Zeitpunkt der Leistung jedoch noch unbestimmt sind. Die Bewer-
tung erfolgt mit dem Betrag, der nach umsichtiger Beurteilung erforderlich ist. Langfristige Rückstellungen 
mit einem erwarteten Zahlungszeitpunkt von mehr als einem Jahr nach dem Bilanzstichtag werden mit einem 
Zinssatz von XX,XX% (im Vorjahr XX,XX%) abgezinst.

AFRAC 11  Rz 3, 
44 und 45

Aufwendungen für umweltschutzbezogene Belange werden bei Erfüllung der vorgesehenen Voraussetzungen 
rückgestellt. Die Bildung einer Verbindlichkeitsrückstellung für umweltbezogene Belange erfolgt, sofern 
das rechtliche Entstehen bzw. die wirtschaftliche Verursachung der Verpflichtung in der Vergangenheit liegt, 
wenn der Eintritt der Verpflichtung am Abschlussstichtag wahrscheinlich oder sicher, aber hinsichtlich der 
Höhe oder des Zeitpunkts unbestimmt ist und eine Inanspruchnahme wahrscheinlich ist. 
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Die Gesellschaft hat Rückstellung für umweltschutzbezogene Belange [Sachverhalt] im Ausmaß von EUR 
XXX,XX (Vorjahr: TEUR XXX) gebildet, da [Erläuterung der Kriterien, insbesondere bei Auslegungsspielräumen]. 
 
Betreffen umweltbezogene Aufwendungen keine nach außen gerichteten Umweltschutzverpflichtungen und 
werden gewisse Kriterien erfüllt, wird für derartige Aufwendungen eine Aufwandsrückstellung gebildet. Die 
Gesellschaft hat Rückstellung für [Sachverhalt] im Ausmaß von EUR XXX,XX (Vorjahr: TEUR XXX) aus diesem 
Titel gebildet, da [Erläuterung der Kriterien, insbesondere bei Auslegungsspielräumen].

AFRAC 15 Rz 26, 
29 151, 154

Zur Absicherung von Risiken im Einkaufs-, Verkaufs- und Finanzierungsbereich setzt die [XY GmbH / AG] ge-
zielt Derivate ein. Forwards, Futures und Swaps werden grundsätzlich bei Vertragsabschluss nicht bilanziert. 
Mit den Derivaten zusammenhängende Transaktionskosten werden im sonstigen Finanzergebnis erfasst. In 
der Folge entstehende negative beizulegende Zeitwerte werden als Drohverlustrückstellung angesetzt und in 
den sonstigen Rückstellungen ausgewiesen. Der beizulegende Zeitwert entspricht dem um die Zinsabgren-
zungen korrigierten Marktwert (Clean Price).

AFRAC 15  
Rz 41 ff, 151

Erworbene Optionen werden bei Vertragsabschluss in Höhe der Optionsprämie als sonstige Vermögens-
gegenstände erfasst, geschriebene Optionen als Verbindlichkeiten. In der Folge werden diese Optionen ab-
gewertet, falls der beizulegende Zeitwert unter die Anschaffungskosten fällt. Für geschriebene Optionen wird 
eine Rückstellung für drohende Verluste erfasst, falls der beizulegende Zeitwert die erhaltene Prämie unter-
schreitet.

AFRAC 15  
Rz 153

Die [XY GmbH / AG] hält einige derivative Finanzinstrumente in Sicherungsbeziehungen (Hedges). Dabei 
soll die Wertschwankung eines Postens oder Variabilität eines Zahlungsstroms (Grundgeschäft) durch den 
Abschluss eines gegenläufigen Sicherungsinstruments ausgeglichen werden. Sicherungsbeziehungen werden 
durch eine Dokumentation belegt und zu Beginn der Beziehung gewidmet. Anschließend wird ihre Wirksam-
keit (Effektivität) jährlich sowohl prospektiv als auch retrospektiv überprüft. Wenn alle Parameter des Grund- 
und Sicherungsgeschäfts übereinstimmen (Critical Terms Match), wird die Sicherungsbeziehung sowohl 
prospektiv als auch retrospektiv als effektiv betrachtet. Ist dies nicht der Fall, werden geeignete Methoden 
angewendet, um etwaige Ineffektivitäten zu ermitteln. [Ggf. Methode erläutern]

Im Fall der Absicherung von Vermögensgegenständen, Schulden oder schwebenden Geschäften in Form von 
Bewertungseinheiten (Fair Value Hedge) werden Grund- und Sicherungsgeschäft kompensatorisch gegenläu-
fig in Höhe des effektiven Teils bewertet. Bei vorliegen negativer Marktwerte aus Derivaten werden etwaige 
Ineffektivitäten als Drohverlustrückstellung in den sonstigen Rückstellungen erfasst, außer es liegt ein Critical 
Terms Match vor. 

Im Fall einer Absicherung von zukünftigen Zahlungsströmen (Cashflow Hedge) wird für negative Marktwerte 
der Derivate ebenfalls eine Drohverlustrückstellung gebildet, allerdings werden die kompensatorischen Effekte 
aus den abgesicherten Risiken aus den zukünftigen Zahlungsströmen bei der Ermittlung dieser Drohverlust-
rückstellung kompensatorisch berücksichtigt. Die Höhe der Drohverlustrückstellung reduziert sich daher auch 
hier auf allfällige Ineffektivitäten, außer es liegt ein Critical Terms Match vor. 

Verbindlichkeiten
§ 211 (1) Verbindlichkeiten werden mit jenem Betrag angesetzt, der erforderlich ist, um die Verbindlichkeit zu tilgen 

(Erfüllungsbetrag).

Ertragsteuern
Die tatsächlichen Ertragsteuern betreffen die auf das abgeschlossene Geschäftsjahr [sowie auf Vorperioden] 
entfallende, auf Basis der steuerlichen Vorschriften ermittelte Körperschafts- und Quellensteuer. 
Der latente Steueraufwand bzw. -ertrag resultiert aus der Veränderung der in der Bilanz angesetzten [aktiven 
und] passiven latenten Steuern seit dem letzten Bilanzstichtag, temporären Differenzen  [sowie ....].
 
 
Bei Gruppenmitgliedern: Die laufenden Ertragsteuern resultieren aus Steuerumlagen für das abgeschlossene 
Geschäftsjahr [sowie Quellensteuern]. 
 
Nur beim Gruppenträger: Die laufenden Ertragsteuern betreffen die auf das abgeschlossene Geschäftsjahr 
[sowie auf Vorperioden] entfallende, auf Basis der steuerlichen Vorschriften ermittelte Körperschafts- und 
Quellensteuer nach Verrechnung mit [Erträge / Aufwendungen] aus an Gruppenmitglieder verrechneten 
Steuerumlagen in Höhe von EUR XXX,XX.  
[Im abgeschlossenen Geschäftsjahr ist eine Zuführung zur Rückstellung Nachversteuerung ausländischer Ver-
luste in Höhe von EUR XXX,XX berücksichtigt.]
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§ 238 (1) Z 20  
i. V. m.  
AFRAC 30 Rz 49

Bei Gruppenmitgliedern: Die Gesellschaft ist für ertragsteuerliche Zwecke seit dem Veranlagungszeitraum 
XX Gruppenmitglied der Steuergruppe der [Name Gruppenträger] Gruppenträger.  
Der zugrunde liegende Steuerumlagevertrag mit dem Gruppenträger vom XX.XX.20XX sieht vor, dass … 
[Beschreibung wesentlicher Vereinbarungen des Gruppenvertrages]. Der anzuwendende Steuersatz beträgt 
XX,XX%. 
 
Nur beim Gruppenträger: Die Gesellschaft ist Gruppenträgerin einer Steuergruppe, der [Anzahl] Gruppen-
mitglieder angehören. Die steuerlichen Ergebnisse der Gruppenmitglieder werden dabei der Gesellschaft 
zugerechnet, die die resultierende gruppenweite Körperschaftsteuer an die Abgabenbehörden leistet. Die 
Steuerumlageverträge sehen vor, dass [Beschreibung wesentlicher Vereinbarungen des Gruppenvertrages]. 
Der anzuwendende Steuersatz beträgt XX,XX%.

Angaben Mindestbesteuerungsgesetz

Hinweis: Angabe nur erforderlich, wenn das bilanzierende Unternehmen selbst in den Anwendungsbereich des 
MinBestG oder eines vergleichbaren ausländischen Gesetzes fällt.

§ 238 (1) Z 3a Beispiel für eine Angabe zum Mindestbesteuerungsgesetz für Geschäftseinheit eines Konzerns mit Um-
satz > MEUR 750 und in Österreich gelegen (nicht oberste Muttergesellschaft): Mit dem am 31.12.2023 in 
Österreich in Kraft getretenen Mindestbesteuerungsgesetz („MinBestG“) wurden die OECD-Mustervorschrif-
ten sowie die entsprechende EU-Richtlinie zur Gewährleistung einer globalen Mindestbesteuerung für Unter-
nehmensgruppen („Pillar Two“) im österreichischen Recht umgesetzt. Da die [XY GmbH / AG] dem Konsoli-
dierungskreis der XX angehört, der die maßgeblichen Umsatzschwellen gemäß dem MinBestG überschreitet, 
unterliegt die Gesellschaft seit dem 1.1.2024 den entsprechenden gesetzlichen Vorschriften.

Im laufenden Geschäftsjahr ergab sich ein [tatsächlicher / laufender] Steueraufwand nach dem MinBestG bzw. 
vergleichbaren ausländischen Steuergesetzen in Höhe von EUR XXX,XX (Vorjahr:  TEUR XXX). 
 
Latente Steueransprüche oder -verbindlichkeiten aus der Anwendung des MinBestG sind auf Grund der in  
§ 198 Abs. 10 Z 4 UGB festgelegten Ausnahmeregelung nicht erfasst. 
 
Nach dem derzeitigen Stand der Kenntnisse wird auch für Folgejahre [nicht mit einer wesentlichen Steuer-
mehrbelastung / mit einer Steuermehrbelastung] von EUR XXX,XX resultierend aus dem MinBestG bzw. 
vergleichbaren ausländischen Steuergesetzen gerechnet.

§ 238 (1) Z 3a Beispiel für eine Angabe zum Mindestbesteuerungsgesetz für oberste Muttergesellschaft eines Kon-
zerns mit Umsatz > MEUR 750 und in Österreich gelegen:  
Mit dem am 31.12.2023 in Österreich in Kraft getretenen Mindestbesteuerungsgesetz („MinBestG“) wur-
den die OECD-Mustervorschriften sowie die entsprechende EU-Richtlinie zur Gewährleistung einer globalen 
Mindestbesteuerung für Unternehmensgruppen („Pillar Two“) im österreichischen Recht umgesetzt. Da der 
Konzern der XX die maßgeblichen Umsatzschwellen gemäß dem MinBestG überschreitet, unterliegt die [XY 
GmbH / AG] seit dem 1.1.2024 als oberste Muttergesellschaft den entsprechenden gesetzlichen Vorschriften.

Im laufenden Geschäftsjahr wurde ein [tatsächlicher / laufender] Steueraufwand nach dem MinBestG bzw. ver-
gleichbaren ausländischen Steuergesetzen in Höhe von EUR XXX,XX erfasst (Vorjahr: TEUR XXX). Der erfasste 
Steueraufwand resultiert im Wesentlichen aus [Jurisdiktionen nennen], da der effektive Steuersatz in diesen Län-
dern aufgrund von [kurze Erläuterung: statutarischer Steuersatz / steuerfreie Förderungen / …] unter 15% liegt. 
 
Latente Steueransprüche oder -verbindlichkeiten aus der Anwendung des MinBestG sind auf Grund der in  
§ 198 Abs. 10 Z 4 UGB festgelegten Ausnahmeregelung nicht erfasst. 
 
Nach dem derzeitigen Stand der Erkenntnisse wird auch für Folgejahre [nicht mit einer wesentlichen Steuer-
mehrbelastung / mit einer Steuerbelastung] von EUR XXX,XX resultierend aus dem MinBestG bzw. vergleich-
baren ausländischen Steuergesetzen gerechnet.

§ 236 3. Satz III. Erläuterungen zur Bilanz

Hinweis: Die Erläuterungen sind in der Reihenfolge der Posten in der Bilanz bzw. G&V darzustellen.

Anlagevermögen
§ 226 (1) Die Aufgliederung des Anlagevermögens und seine Entwicklung im Berichtsjahr sind im Anlagenspiegel an-

geführt (vergleiche Anlage 1 zum Anhang). 
 
Hinweis: Alternativ kann der Anlagenspiegel mit den Angaben gem. Anlage 1 auch an dieser Stelle eingefügt 
werden.
Sonstige Erläuterungen zum Anlagevermögen können bei Wesentlichkeit erforderlich sein, wie z. B. Erläute-
rungen zu Sale and Lease-Back-Transaktionen. 
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Immaterielles Anlagevermögen und Sachanlagen
§ 238 (1) Z 19 In den immateriellen Vermögensgegenständen sind von einem verbundenen Unternehmen oder von einem 

Gesellschafter, der eine Beteiligung gemäß § 189a UGB an der Gesellschaft hält, erworbene Gegenstände in 
Höhe von EUR XXX,XX (Vorjahr: TEUR XXX) enthalten.

§ 226 (1) Z 6 Die Herstellungskosten der selbsterstellten Sachanlagen enthalten im laufenden Geschäftsjahr einen Betrag in 
Höhe von EUR XXX,XX für Fremdkapitalzinsen (im Vorjahr: TEUR XXX). Zum Bilanzstichtag sind insgesamt EUR 
XXX,XX an Fremdkapitalkosten aktiviert. 
 
Hinweis: Alternativ Angabe als „Davon“-Vermerk im Anlagespiegel in Anlage 1 zum Anhang.

§ 225 (7) Der für den Grund und Boden angesetzte Buchwert (Grundwert) der bebauten Grundstücke beträgt EUR 
XXX,XX (Vorjahr: TEUR XXX).

§ 204 (2) Es erfolgten außerplanmäßige Abschreibungen in Höhe von EUR XXX,XX (Vorjahr: TEUR XXX) für folgende Ver-
mögensgegenstände: [Aufzählung].

Finanzanlagevermögen
§ 238 (1) Z 4 Die Aufgliederung der Beteiligungen ist der Beteiligungsliste (Anlage 3 zum Anhang) zu entnehmen. 

 
Hinweis: Alternativ können die Beteiligungen – mit den Angaben gem. Anlage 3 – auch hier angeführt werden, ins-
besondere wenn es nur wenige sind.

§ 238 (1) Z 6 Die Gesellschaft ist unbeschränkt haftender Gesellschafter der [XX Gesellschaft] Rechtsform, [Ort].
§ 227 Von den Ausleihungen ist ein Betrag von EUR XXX,XX (Vorjahr: TEUR XXX) innerhalb des nächsten Jahres [frei-

willig: und ein Betrag von EUR XXX,XX (Vorjahr: TEUR XXX) nach mehr als fünf Jahren] fällig.
§ 238 (1) Z 2  
i. V. m. 204 (2) 
und AFRAC 14 
Rz 71

Beteiligungen mit einem Buchwert zum 31.12.20X1 in Höhe von EUR XXX,XX wurden nicht auf den niedrige-
ren Börsenkurs in Höhe von EUR XXX,XX abgeschrieben. Auf Grund der vorliegenden Planung, die eine signi-
fikante Ergebnisverbesserung ab 20X1 zeigt, geht die Geschäftsführung davon aus, dass die Wertminderung 
nur vorübergehend ist.

AFRAC 14 Rz 30 
i. V. m. § 222 (2) 
und § 236 1. Satz

Angabe bei wesentlichen Vertragsanpassungen von Schuldinstrumenten, sofern wesentlich: Auf Grund 
wesentlicher Vertragsanpassungen wurden Wertpapiere mit einem Buchwert von EUR XXX,XX (Vorjahr: TEUR 
XXX) ausgebucht und mit dem auf Basis der geänderten Bedingungen angepassten [Barwert der erwarteten 
künftigen Zahlungseingänge] neu erfasst. Daraus resultierte ein im Finanzergebnis ausgewiesener Ertrag in 
Höhe von EUR XXX,XX (Vorjahr: TEUR XXX). 

AFRAC 14 Rz 33 
§ 238 (1) Z 12

Angabe bei Erwerb oder Veräußerung von finanziellen Vermögenswerten von einem Gesellschafter 
oder verbundenen Unternehmen zu einem fremdunüblichen Wert: Die Gesellschaft hat an das verbunde-
ne Unternehmen XX eine Kreditforderung veräußert. Der Veräußerungspreis lag dabei um EUR XXX,XX unter 
dem fremdüblichen Verkaufspreis. 
 
Hinweis: Ausnahme für Geschäfte mit 100%-igen Tochterunternehmen (§ 238 Abs. 1 Z 12 UGB).

AFRAC 14 Rz 60 Angabe bei inaktivem Markt: Auf Grund der [z. B. geringen Handelsaktivitäten und damit verbunden nicht 
aktuellen Börsenkurse] besteht für einen Teil der von der Gesellschaft gehaltenen Wertpapiere ein inaktiver 
Markt. Die Bewertung dieser Finanzanlagen erfolgte daher nicht mit dem Börsenkurs, sondern einem [Metho-
de angeben; z. B. von vergleichbaren Wertpapieren abgeleiteten] beizulegenden Zeitwert. Dieser Wert führte 
insgesamt zu einem um EUR XXX,XX höheren/geringeren Buchwert als bei einer Bewertung mit dem zuletzt 
bekannten Börsenkurs.

AFRAC 14 Rz 63 
i. V. m. Rz 62

Angabe bei Verwendung eines durchschnittlichen Börsenkurses: Auf Grund der [z. B. hohen Volatilität des 
Börsenkurses rund um den Abschlussstichtag] erfolgte die Bewertung von Finanzanlagen nicht mit dem Börsen-
kurs, sondern einem [Methode angeben; z.B. als Durchschnitt über 10 Tage ab dem Bilanzstichtag ermittelten] 
Durchschnittskurs. Die Verwendung dieses Kurses führte insgesamt zu einem um EUR XXX,XX höheren/geringe-
ren Buchwert als bei einer Bewertung mit dem Börsenkurs am Bilanzstichtag.

Pensionsgeschäfte
AFRAC 14  
Rz 107, 110 i. V. m.  
§ 237 (1) Z 5 

Echte Pensionsgeschäfte: Die [XY GmbH / AG] hat Wertpapiere mit einem Buchwert von EUR XXX,XX (Vor-
jahr: TEUR XXX) im Rahmen von echten Pensionsgeschäften veräußert und ist die Verpflichtung eingegangen, 
diese zurückzuerwerben. Der erhaltene Kaufpreis wurde als Verbindlichkeit ausgewiesen und beträgt EUR 
XXX,XX (Vorjahr: TEUR XXX). 

AFRAC 14 Rz 119 
i. V. m. § 237 (1) 
Z 2 

Unechte Pensionsgeschäfte: Die Gesellschaft hat Wertpapiere mit einem Buchwert von EUR XXX,XX (Vor-
jahr: TEUR XXX) im Rahmen von unechten Pensionsgeschäften veräußert. Der Erwerber hat die Möglichkeit, 
aber nicht die Verpflichtung, diese Wertpapiere an die Gesellschaft zum Veräußerungspreis zurückzuverkaufen. 
Die betreffenden Wertpapiere wurden ausgebucht. [Je nach konkretem Sachverhalt Angabe der weiteren 
bilanziellen Auswirkungen, z. B. Der Unterschiedsbetrag zwischen dem erhaltenen Verkaufspreis und dem 
Buchwert der Wertpapier in Höhe von EUR XXX,XX (Vorjahr: TEUR XXX) ist als Rückstellung für drohende Ver-
luste aus schwebenden Geschäften ausgewiesen. / Für den Unterschiedsbetrag zwischen dem festgelegem 
Rückkaufspreis und dem Börsenkurs der Wertpapiere am Bilanzstichtag besteht eine Rückstellung für drohen-
de Verluste aus schwebenden Geschäften in Höhe von EUR XXX,XX (Vorjahr: TEUR XXX]. 
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Investmentfonds
AFRAC 14  
Rz 102 

Die Bewertung von Investmentfondsanteilen erfolgt mit dem niedrigeren Wert aus Anschaffungskosten zuzüg-
lich Aufstockung und beizulegendem Zeitwert.

Aufstockungen erhöhen die Anschaffungskosten und ergeben sich aus der erfolgswirksamen Erfassung direkt 
zurechenbarer Ergebnisanteile thesaurierender Investmentfonds. Aufstockungen werden nur erfasst, wenn 
eine Rücklösung der Anteile jederzeit möglich ist und ausreichend verlässliche Informationen vorliegen.

Bei ausschüttenden Fonds werden bestehende Ansprüche auf Ausschüttungen ertragswirksam als sonstige 
Forderung erfasst.

Im Geschäftsjahr 20X1 wurde erstmalig ein Ausschüttungsanspruch gem. AFRAC 14 erfolgswirksam um-
gesetzt. Im Geschäftsjahr 20X1 wurde ein Ausschüttungsanspruch von EUR XXX,XX in Höhe des anteiligen 
ordentlichen Fondsergebnisses von EUR XXX,XX (Vorjahr: TEUR XXX) erfolgswirksam angesetzt. Insgesamt 
beträgt der aktivierte Ausschüttungsanspruch einschließlich der Vorjahres EUR XXX,XX. Der Ausschüttungsan-
spruch erhöhte die Anschaffungskosten der Fondsanteile.

Im Geschäftsjahr 20X1 wurden [keine ausschüttungsbedingten Abschreibungen / ausschüttungsbedingte Ab-
schreibungen i. H. v. EUR XXX,XX] vorgenommen (Vorjahr: TEUR XXX).

Umlaufvermögen

Vorräte
§ 223 (6) Z 2 Hinweis: Die Darstellung einzelner Posten ist verpflichtend, sofern die Vorräte in der Bilanz als ein Posten zusam-

mengefasst dargestellt sind – betrifft Posten lt. Gliederungsschema mit arabischen Zahlen in der Bilanz bzw. mit 
Buchstaben in der GuV. 

31.12.20X1
EUR

31.12.20X0
TEUR

Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe 0,00 0
Unfertige Erzeugnisse 0,00 0
Fertige Erzeugnisse und Waren 0,00 0
Noch nicht abrechenbare Leistungen 0,00 0
Geleistete Anzahlungen 0,00 0

0,00 0

§ 203 (4) Bei Aktivierung von Fremdkapitalzinsen: In den Posten unfertige Erzeugnisse, fertige Erzeugnisse und noch 
nicht abrechenbare Leistungen sind Fremdkapitalzinsen mit einem Betrag in Höhe von EUR XXX,XX (Vorjahr: 
TEUR XXX) enthalten. Zum Bilanzstichtag sind insgesamt EUR XXX,XX aktivierte Fremdkapitalzinsen im Netto-
buchwert enthalten. 

§ 236 1. Satz Festwerte kamen [nicht zur Anwendung / im Ausmaß von EUR XXX,XX (Vorjahr: TEUR XXX) für [Bezeichnung 
des Vermögensgegenstand] zur Anwendung]. 
 
Hinweis: Die Anwendung von Festwerten ist nur möglich wenn der Gesamtwert nicht wesentlich ist.

§ 206 (3) Bei Aktivierung von Verwaltungs- und Vertriebskosten: Die Aktivierung von Verwaltungs- und Vertriebskos-
ten bei langfristigen Aufträgen erhöht den Buchwert der [unfertigen Erzeugnisse / Auftragsbestände] um EUR 
XXX,XX (Vorjahr: TEUR XXX), das Eigenkapital (nach Steuern) um  EUR XXX,XX (Vorjahr: TEUR XXX), sowie das 
Ergebnis vor Zinsen und Steuern (EBIT) um  EUR XXX,XX (Vorjahr: TEUR XXX). 
 
Achtung: Ansatz nur erlaubt, falls andernfalls kein getreues Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage vermittelt 
werden kann.
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§ 238 (1) Z 17 Falls zutreffend: Die Anwendung des Bewertungsverfahrens [FIFO-Verfahren / Durchschnittspreisverfahren / 
...] für die Bewertung von [Angabe Bilanzposten] führte zu einer Bewertung, die um rund EUR XXX,XX (Vorjahr: 
TEUR XXX]) unter dem letzten vor dem Abschlussstichtag bekannten [Marktpreis / Börsenkurs] liegt. 

Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände
§ 225 (3) i. V. m.  
§ 223 (6) Z 2 

Hinweis: Aufgliederung ist verpflichtend, sofern die Forderungen und sonstigen Vermögensgegenstände in der 
Bilanz als ein Posten zusammengefasst dargestellt sind.

Restlaufzeit Bilanzwert
< ein Jahr

EUR
> ein Jahr

EUR
31.12.X1

EUR
1. Forderungen aus Lieferungen und Leistungen

Vorjahr in TEUR
0,00 

0
0,00 

0
0,00 

0
2. Forderungen gegenüber verbundenen Unternehmen

Vorjahr in TEUR
0,00 

0
0,00 

0
0,00 

0
3. Forderungen gegenüber Unternehmen, mit denen ein  

Beteiligungsverhältnis besteht
Vorjahr in TEUR

0,00 
0

0,00 
0

0,00 
0

4. Sonstige Forderungen und Vermögensgegenstände
Vorjahr in TEUR

0,00 
0

0,00 
0

0,00 
0

0,00 0,00 0,00 
Vorjahr in TEUR 0 0 0

§ 223 (5) Von den Forderungen gegenüber [verbundenen Unternehmen / Unternehmen, mit denen ein Beteiligungsver-
hältnis besteht], betreffen EUR XXX,XX (Vorjahr: TEUR XXX) Forderungen aus Lieferungen und Leistungen und 
EUR XXX,XX (Vorjahr: TEUR XXX) sonstige Forderungen. 
 
Hinweis: Angabe erforderlich, wenn kein entsprechender Vermerk in der Bilanz erfolgt.

§ 225 (3) Nur wenn es sich um wesentliche Beträge handelt: Im Posten „Sonstige Forderungen und Vermögensge-
genstände“ sind Erträge aus  [nachträglich zu zahlenden Zinsen, Mieten / Versicherungsprämien / ...] in Höhe 
von EUR XXX,XX (Vorjahr: TEUR XXX) enthalten, die erst nach dem Bilanzstichtag zahlungswirksam werden. 
 
Hinweis: Die Regelung bezieht sich auf sogenannte aktive antizipative Posten.

§ 225 (4) Von den Forderungen sind EUR XXX,XX (Vorjahr: TEUR XXX) wechselmäßig verbrieft.
§ 226 (5) Von den Forderungen aus Lieferungen und Leistungen wurde eine Pauschalwertberichtigung von EUR XXX,XX 

(Vorjahr: TEUR XXX) gebildet.
Alternativ: Folgende Wertberichtigungen wurden pauschal gebildet:

31.12.20X1
EUR

31.12.20X0
TEUR

1. Forderungen aus Lieferungen und Leistungen 0,00 0
2. Forderungen gegenüber verbundenen Unternehmen 0,00 0

3. Forderungen gegenüber Unternehmen, mit denen ein  
Beteiligungsverhältnis besteht 0,00 0

4. Sonstige Forderungen und Vermögensgegenstände 0,00 0
0,00 0

§ 236 1. Satz Aktive Rechnungsabgrenzung
Hinweis: Aufgliederung nur, wenn Posten nicht unwesentlich ist.

31.12.20X1
EUR

31.12.20X0
TEUR

Disagios 0,00 0
Sonstige Abgrenzungen 0,00 0

0,00 0

[Aktive/Passive] latente Steuern
§ 198 (9) 
AFRAC 30 Rz 41

Bei Anwendung des Wahlrechts zur Aktivierung latenter Steuern bei kleinen Gesellschaften: Die [XY GmbH / 
AG] [wendet das Wahlrecht der Aktivierung der latenten Steuern an und] hatte im GJ 20X1 [aktive / passive] 
temporäre Differenzen in Höhe von EUR XXX,XX (Vorjahr: TEUR XXX).
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§ 238 (1) Z 3  
1. Satz AFRAC 30 
Rz 38 und 39

Verlangt wird eine Angabe, auf welchen temporären Differenzen die latenten Steuern beruhen. Eine betragliche 
Angabe, in welcher Höhe die Differenzen bestehen, wird vom Gesetz bzw. AFRAC nicht verlangt (ausgenommen 
bei Inanspruchnahme des Aktivierungswahlrechts durch kleine Gesellschaften), erhöht aber die Aussagekraft we-
sentlich und wird daher hier vorgeschlagen. Die Aufstellung ist hinsichtlich wesentlicher Bilanzposten/Sachverhalte 
anzupassen. 
Die [aktiven / passiven latenten Steuern] zum Bilanzstichtag wurden für [steuerliche Verlustvorträge und] tem-
poräre Differenzen zwischen dem steuerlichen und unternehmensrechtlichen Wertansatz für folgende Posten 
gebildet:

Hinweis: Anzugeben sind die temporären Differenzen.
31.12.20X1

EUR
31.12.20X0

TEUR
Immaterielle Vermögenswerte 0,00 0
Sachanlagen 0,00 0
Beteiligungen 0,00 0
Forderungen 0,00 0
Langfristige Personalrückstellungen 0,00 0
[weitere Sachverhalte] 0,00 0
Summe Gesamtdifferenzen 0,00 0
Steuerliche Verlustvorträge 0,00 0
Summe 0,00 0
Daraus resultierende latente Steuern zum 31.12. (XX,XX% Steuersatz) 0,00 0

Die latenten Steuern entwickelten sich wie folgt:
Stand am 01.01. 0,00 0
Erfolgswirksame Veränderung 0,00 0
Erfolgsneutrale Veränderung aus Umgründungen 0,00 0
Stand am 31.12. 0,00 0

Hinweis: Sollte der Gesamtsaldo passive latente Steuern ergeben sind die Angaben zu den Erläuterungen zu den 
Rückstellungen umzugliedern.

§ 238 (1) Z 3  
i. V. m. § 198 (9) 
3. Satz i. V. m. 
AFRAC 30 Rz 40 
und Rz 20d

Bei Bildung aktiver latenter Steuern auf steuerliche Verlustvorträge: Das Wahlrecht zum Ansatz von akti-
ven latenten Steuern auf steuerliche Verlustvorträge wird angewendet und ist gerechtfertigt, da [substanzielle 
Hinweise für Rechtfertigung anführen, wie z. B.: Verluste der vorangegangenen Periode stammen aus einem 
aufgegebenen Geschäftsbereich und durch den Wegfall des Geschäftsbereichs sind zukünftig wieder Gewin-
ne zu erwarten]. 
 
Hinweis: Angabe gilt auch bei Ansatz von latenten Steuern aus Zinsvorträgen (vgl. AFRAC 30 Rz 20d). Angaben zur 
Art der bestehenden Differenzen oder zu steuerlichen Verlustvorträgen als auch die Darstellung der Bewegung der 
latenten Steuersalden kann qualitativ erfolgen.

AFRAC 30 Rz 42 Hinweis: Damit ein möglichst getreues Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage eines Unternehmens vermit-
telt wird: gegebenenfalls zusätzliche Angaben zu latenten Steuern. 
 
Falls zutreffend/wesentlich: Die Veränderung der [aktiven / passiven latenten Steuern] in Höhe von EUR 
XXX,XX resultiert im Wesentlichen aus Änderungen im Bereich des […].

Eigenkapital / Negatives Eigenkapital
§ 231 (5) Falls zutreffend und die Gewinn- und Verlustrechnung beim Jahresüberschuss/-fehlbetrag endet (Vari-

ante 1): Die Überleitung vom Jahresüberschuss/-fehlbetrag zum Bilanzgewinn/-verlust stellt sich wie folgt dar:
31.12.20X1

EUR
31.12.20X0

TEUR
Jahresüberschuss/-fehlbetrag 0,00 0
Auflösung von Kapitalrücklagen 0,00 0
Auflösung von Gewinnrücklagen 0,00 0
Zuweisung zu Gewinnrücklagen 0,00 0
Wenn anwendbar: Vergütung für hybride Finanzinstrumente 0,00 0
Wenn anwendbar: Verlustanteile für hybride Finanzinstrumente 0,00 0
Gewinn-/Verlustvortrag aus dem Vorjahr 0,00 0
Bilanzgewinn/-verlust 0,00 0
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§ 231 (5) Falls zutreffend und die Gewinn- und Verlustrechnung beim Jahresüberschuss/-fehlbetrag endet  
(Variante 2): Das Eigenkapital hat sich in den letzten zwei Jahren wie folgt entwickelt:

Grund-/
Stamm-

kapital

Kapital-
rücklagen

Gewinn-
rücklagen

Bilanz-
gewinn

Summe

EUR EUR EUR EUR EUR
Stand am 01.01.20X0 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00
Ausschüttung 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00
Gesellschafterzuschuss 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00
Jahresüberschuss/-fehlbetrag 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00
Auflösung von Kapitalrücklagen 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00
Auflösung von Gewinnrücklagen 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00
Zuweisung zu Gewinnrücklagen 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00
Wenn anwendbar: Vergütung für hybride Finanzinstru-
mente 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

Wenn anwendbar: Verlustanteile für hybride Finanzins-
trumente 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

Stand am 31.12.20X0 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00
Ausschüttung 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00
Gesellschafterzuschuss 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00
Jahresüberschuss/-fehlbetrag 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00
Auflösung von Kapitalrücklagen 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00
Auflösung von Gewinnrücklagen 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00
Zuweisung zu Gewinnrücklagen 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00
Wenn anwendbar: Vergütung für hybride Finanzinstru-
mente 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

Wenn anwendbar: Verlustanteile für hybride Finanzins-
trumente 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

Stand am 31.12.20X1 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

§ 241 Z 1 Das Grundkapital in Höhe von EUR XXX,XX ist in [x] [Nennbetragsaktien / Stückaktien] zerlegt zu einem Nenn-
betrag von je EUR XXX,XX. 
 
Hinweis: Bei mehreren Gattungen ist die Anzahl der Aktien je Gattung anzugeben.

Falls zutreffend: Der Nennbetrag der eigenen Anteile in Höhe von EUR XXX,XX (Vorjahr: TEUR XXX) wird 
offen vom Grundkapital abgesetzt.

Das Grund-/ Stammkapital wurde mit Beschluss der [Hauptversammlung / Generalversammlung] vom 
XX.XX.20XX um EUR XXX,XX auf EUR XXX,XX erhöht.

§ 241 Z 4 Die Hauptversammlung vom XX.XX.20XX hat den Vorstand ermächtigt, gemäß § 159 (3) AktG/§ 169 (2) AktG 
während einer Geltungsdauer von X Jahren das Grundkapital der Gesellschaft um bis zu EUR XXX,XX durch 
Ausgabe von bis zu XX auf [Inhaber lautende / Namen lautende] [neue Stammaktien ohne Nennwert (Stückak-
tien) / Nennbetragsaktien] [zur Bedienung von Aktienoptionen / Gewährung von Umtausch- oder Bezugsrech-
ten an Gläubiger von Wandelschuldverschreibungen / zur Vorbereitung des Zusammenschlusses mit der XY-AG 
/ ...] zu erhöhen. [Kurze ergänzende Beschreibung]

§ 241 Z 3 In Folge [der/des] durch die Hauptversammlung vom XX.XX.20XX [bedingten Kapitalerhöhung / genehmigten 
Kapitals] wurden im Geschäftsjahr XX Aktien ausgegeben.

§ 241 Z 2 Sofern zutreffend bei Halten von Vorratsaktien: Die XY AG hält insgesamt XX Stück an Vorratsaktien (Vor-
jahr: XX Stück) für [Angabe Zweck]. Der Nennwert je Aktie beträgt EUR XXX,XX. Die Veränderung der Vor-
ratsaktien ist auf eine Veräußerung dieser zurückzuführen. Bei der Veräußerung wurde ein Erlös i. H. v. EUR 
XXX,XX pro Stück erzielt.

§ 225 (1)
KFS/RL 28 Rz 14   
KFS/RL 24  
Rz 24, 26

Bei negativem Eigenkapital: Eine Überschuldung im Sinn des Insolvenzrechtes liegt nicht vor, da [Begrün-
dung einfügen, wie z. B.: 
	- die Gesellschaft zu Liquidationswerten auf Grund ausreichend stiller Reserven im Anlagevermögen (Grund 

und Gebäude) nicht überschuldet ist [wobei die Verkehrswerte in einem Gutachten vom XX.XX.20X1 eines/
des Sachverständigen [Name] mit EUR XXX,XX ermittelt wurden]; 
eine positive Fortbestehensprognose vorliegt, (bei kritischen Planungsannahmen ggf.. unter Verweis auf 
wesentliche Unsicherheit);

	- eine verbindliche und zeitlich unbefristete Zusage der Muttergesellschaft („Patronatserklärung“) besteht, 
die Gesellschaft mit ausreichenden finanziellen Mitteln auszustatten, um ihren finanziellen Verpflichtungen 
jederzeit nachkommen zu können; 

	- sich die Gesellschafter verbindlich bereit erklärt haben, die Finanzierung der Gesellschaft zu sichern und in 
Höhe der jeweils bestehenden Überschuldung zu Liquidationswerten mit Forderungen an die Gesellschaft, 
die zum Bilanzstichtag in Höhe von EUR XXX,XX bestehen, hinter die Ansprüche aller anderen Gläubiger 
qualifiziert (§ 67 Abs. 3 IO) zurückzutreten;

	- [...].
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freiwillig Sofern nicht in der Bilanz aufgegliedert: Der in den Kapitalrücklagen/Gewinnrücklagen enthaltenen gesetz-
lichen Rücklage in Höhe von insgesamt EUR XXX,XX wurden EUR XXX,XX zugeführt. Mit dieser Zuführung 
ist das Erfordernis, dass die gesetzliche Rücklage bis zur Höhe von 10 % des Stammkapitals zu dotieren ist, 
erreicht.  
 
Die Gewinnrücklagen betreffen mit EUR XXX,XX (Vorjahr: TEUR XXX) [die gesetzliche Rücklage, mit dem Rest-
betrag andere Rücklagen / ausschließlich andere Rücklagen (freie Rücklagen)].
Bei eigenen Anteilen: Die Rücklage wegen eigener Anteile zum 31.12.20X1 beträgt EUR XXX,XX (Vorjahr: 
TEUR XXX). Die Höhe der Rücklage entspricht dem Nennbetrag der eigenen Anteile.

AFRAC 31 Rz 21 Bei Ausschüttungsbeschränkung bei Umgründungen: Vom Bilanzgewinn unterliegen EUR XXX,XX (Vorjahr: 
TEUR XXX) einer Ausschüttungssperre gem. § 235 (1) UGB.  
 
Hinweis: Diese Angabe kann alternativ als „Davon“-Vermerk beim Bilanzgewinn erfolgen. Bei (mittel)großen Kap-
Ges empfiehlt die Erläuterung zu AFRAC 31 Rz 21, dies bei der Angabe zur Ergebnisverwendung vorzusehen.

Hybride Finanzinstrumente

Hybride Finanzinstrumente mit Eigenkapitalcharakter (z. B. Genussrechte, stilles Gesellschafterkapital, 
partiarische Darlehen und Perpetual Bonds als Eigenkapital qualifiziert)

§ 238 (1) Z 16 Bei Übergang Einlagen stiller Gesellschafter: In das Vermögen der Gesellschaft sind Einlagen stiller Gesell-
schafter in Höhe von EUR XXX,XX (Vorjahr: TEUR XXX) übergegangen.

AFRAC 40 Rz 34, 
35, 25

Beschreibung wesentlicher Vertragsbedingungen für jede Gruppe unterschiedlicher Instrumente: Am 
[Datum] hat die Gesellschaft  [Genussrechte / ...] mit einem Gesamtvolumen von EUR XXX,XX ausgegeben. 
Die  [Genussrechte / ...]  werden als nachrangige Rechte eingestuft, da ein Rückzahlungsanspruch in der ver-
traglichen Vereinbarung erst nach Befriedigung aller nicht nachrangigen Gläubiger im Falle einer Liquidation 
oder Insolvenz vorgesehen ist. Alternative: Eine Rückzahlung des Hybridkapitals kann nur unter Einhaltung des 
Grundsatzes der Kapitalerhaltung erfolgen.  
 
Die  [Genussrechte / ...]  gewähren dem Inhaber eine ergebnisabhängige Ausschüttung von bis zu XX,XX %  
p. a., die nur bei Vorliegen eines potenziell ausschüttungsfähigen Bilanzgewinns und vorbehaltlich eines ent-
sprechenden Beschlusses der Gesellschaft geleistet wird.  
 
Der Vertrag sieht hinsichtlich der Bereitstellung des Kapitals keine Befristung vor, im Falle einer ordentlichen 
Kündigung ist eine Rückzahlung nur dann zulässig, wenn das formelle Eigenkapital nach der Rückzahlung zu-
mindest der Summe der besonders ausschüttungsgeschützten Eigenkapitalbestandteile entspricht.  

Für die [Genussrechte / ...] besteht eine vertragliche Verlustbeteiligung. Der Vertrag sieht vor, dass negative Er-
gebnisse der Periode nicht zu einer Kürzung der vertraglichen Rückzahlungsverpflichtung führen, sondern mit 
künftigen Gewinnen verrechnet (aufgefüllt) werden.  Im Geschäftsjahr ist ein Verlustanteil in Höhe von EUR 
XXX,XX (Vorjahr: TEUR XXX) angefallen. Die am Bilanzstichtag bestehende Wiederauffüllungsverpflichtung be-
trägt insgesamt EUR XXX,XX.
 
Bei Rückzahlung des hybriden Finanzinstruments des Eigenkapitals: Im Geschäftsjahr erfolgte eine Rück-
zahlung des hybriden Finanzinstruments [aufgrund einer ordentlichen Kündigung / ...] i. H. v. EUR XXX,XX 
(Vorjahr: TEUR XXX).  
Bei Rückzahlung mit einem abweichenden Betrag als im Eigenkapital angegeben: Der Rückzahlungsbe-
trag weicht vom im Eigenkapital ausgewiesenen Betrag aufgrund [einer Wechselkursänderung /...] ab.

AFRAC 40 Rz 25 Bei Anrechnung von Verlustanteilen auf ein hybrides Finanzinstrument: Der im Geschäftsjahr auf die [Ge-
nussrechte / ...] angerechnete Verlust beträgt EUR XXX,XX (Vorjahr: TEUR XXX).  Die kumulierten angerechten 
Verluste seit Begebung betragen EUR XXX,XX (Vorjahr: TEUR XXX). 

AFRAC 40 Rz 26 Bei Saldierung Disagio/Agio mit ausgewiesenen Posten in der Bilanz: Bei der Ausgabe des hybriden Finanz-
instruments lag der Nennbetrag bei EUR XXX,XX und der Ausgabebetrag bei EUR XXX,XX. Das  [Agio / Disagio] i. 
H. v. EUR XXX,XX wurde mit dem Nennbetrag aufgerechnet und wird in der Bilanz saldiert ausgewiesen.

Hybride Finanzinstrumente mit Fremdkapitalcharakter (z. B. Genussrechte, stilles Gesellschafterkapital, 
partiarische Darlehen und Perpetual Bonds als Fremdkapital qualifiziert)

AFRAC 40 Rz 36 Beschreibung wesentlicher Vertragsbedingungen: Am XX.XX.20XX hat die Gesellschaft  [Genussrechte / ...] 
mit einem Gesamtvolumen von EUR XXX,XX ausgegeben. Die vertragliche Vereinbarung sieht eine Kapital-
überlassung bis 20XX vor, eine vorzeitige Kündigung [aus wichtigem Grund] ist möglich. Dem Inhaber der [Ge-
nussrechte / ...] wird über dem Zeitraum der Kapitalüberlassung eine ergebnisabhängige Ausschüttung [von 
bis zu / in Höhe von] XX,XX % p. a. gewährt, im Fall eines Verlustes ist eine anteilige Verlustbeteiligung durch 
den Inhaber der [Genussrechte / ...] vorgesehen.
 
Eine Nachrangigkeit im Hinblick auf den Rückzahlungsanspruch im Falle der Liquidation oder Insolvenz der Ge-
sellschaft beinhaltet der Vertrag nicht.
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AFRAC 40 Rz 32 Bei Verlustbeteiligung und Herabsetzung der Rückzahlungsverpflichtung: Im aktuellen Geschäftsjahr 
erwirtschaftete die Gesellschaft einen Verlust (Vorjahr: TEUR XXX Verlust/kein Verlust) [welcher anteilig mit 
dem Rückzahlungsanspruch der Inhaber der  [Genussrechte / ...] verrechnet wurde. Die Rückzahlungsver-
pflichtung wurde in der Bilanz mit einem Betrag i. H. v. EUR XXX,XX (Vorjahr: TEUR XXX) herabgesetzt. Der 
Betrag [wurde erfolgswirksam im Finanzergebnis erfasst / wird anteilig in zukünftigen Gewinnjahren gegen die 
Vergütung aufgerechnet. Der anteilige Verlust im aktuellen Geschäftsjahr belief sich auf EUR XXX,XX (Vorjahr: 
TEUR XXX)]. 

AFRAC 40 Rz 31 Im Geschäftsjahr 20X1 wurde ein Vergütungsbetrag i. H. v. EUR XXX,XX (Vorjahr: TEUR XXX) für hybride 
Finanzinstrumente im Finanzierungsaufwand erfasst. 
 
Hinweis: Alternativ „Davon“-Vermerk in der G&V Rechnung.

Investitionszuschüsse
AFRAC 6 Rz 26 Die Investitionszuschüsse betreffen im Wesentlichen … [kurze Beschreibung]. 

Grundstücke
Technische Anlagen 

& Maschinen
Andere Anlagen, Betriebs- und 

Geschäftsausstattung
EUR EUR EUR

Stand 01.01. 0,00 0,00 0,00
Verbrauch 0,00 0,00 0,00
Auflösung 0,00 0,00 0,00
Zuweisung 0,00 0,00 0,00
Stand 31.12. 0,00 0,00 0,00

Rückstellungen
§ 223 (6) Z 2 Hinweis: Die Aufgliederung ist nur erforderlich, sofern die Rückstellungen in der Bilanz als ein Posten zusammenge-

fasst dargestellt sind – betrifft Posten lt. Gliederungsschema mit arabischen Zahlen in der Bilanz bzw. mit Buchsta-
ben in der GuV.

31.12.20X1
EUR

31.12.20X0
TEUR

Rückstellungen für Abfertigungen 0,00 0
Rückstellungen für Pensionen 0,00 0
Steuerrückstellungen 0,00 0
Davon latente Steuerrückstellungen
Hinweis: Ergibt sich zu den latenten Steuern ein passiver Gesamtsaldo, sind die An-
gaben zu den latenten Steuern hier darzustellen.

0,00 0

Sonstige Rückstellungen 0,00 0
0,00 0

AFRAC 27 Rz 98 Bei Planvermögen: Die Höhe der Gesamtpensionsverpflichtung bei den ausgelagerten Verpflichtungen [Pen-
sionsverpflichtungen] beträgt EUR XXX,XX (Vorjahr: TEUR XXX) und der beizulegende Zeitwert des dazuge
hörigen Planvermögens EUR XXX,XX (Vorjahr: TEUR XXX). 
 
Daraus resultiert eine Rückstellung für Pensionen in Höhe von EUR XXX, XX (Vorjahr: TEUR XXX).

Sofern zutreffend: Im Geschäftsjahr kam es zu einer wesentlichen Anpassung [des Rechnungszinssatzes / 
der Wahrscheinlichkeitsannahmen] für Rückstellungen für Abfertigungen, Pensionen, Jubiläumsgelder. Auf-
grund dieser Anpassung ergab sich im Geschäftsjahr 20X1 ein periodenfremder [Aufwand / Ertrag] i. H. v. EUR 
XXX,XX [im betrieblichen Ergebnis / im Zinsergebnis].

§ 238 (1) Z 15 Sofern die sonstigen Rückstellungen einen wesentlichen Umfang haben: In den sonstigen Rückstellungen 
sind im Wesentlichen Vorsorgen für [Angabe Sachverhalt] enthalten.  
 
Hinweis: Bei größerem Umfang allenfalls in Tabellenform:
Variante in Tabellenform bei größerem Umfang: Sonstige Rückstellungen

31.12.20X1
EUR

31.12.20X0
TEUR

Gewährleistungen 0,00 0
Drohverluste 0,00 0
Sonstige 0,00 0

0,00 0
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Verbindlichkeiten
§ 225 (6) und  
§ 237 (1) Z 5  
i. V. m. 223 (6) 
Z 2

Hinweis: Die Aufgliederung ist verpflichtend, sofern die Verbindlichkeiten mit einer Restlaufzeit von bis zu einem 
und über einem Jahr je Kategorie (C1-C8 des Gliederungsschemas) zeigen, sofern dies nicht bereits in der Bilanz di-
rekt als „Davon“-Vermerk erfolgt.   Die Verbindlichkeiten mit einer Restlaufzeit von über 5 Jahren müssen verpflich-
tend nur für die Verbindlichkeiten in Summe angegeben werden. Die Angabe nach Kategorie (wie in der folgenden 
Tabelle) ist aber unter Umständen sinnvoll.

Restlaufzeit
< ein Jahr

> ein Jahr > fünf Jahre
Buchwert

31.12.20X1
Dingliche 

Sicherheiten
EUR EUR EUR EUR EUR

1. Anleihen, konvertibel 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00
Vorjahr in TEUR 0 0 0 0 0
Anleihen nicht konvertibel 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00
Vorjahr in TEUR 0 0 0 0 0

2. Verbindlichkeiten gegen-
über Kreditinstituten 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

Vorjahr in TEUR 0 0 0 0 0

3. Erhaltene Anzahlungen 
auf Bestellungen 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

Vorjahr in TEUR 0 0 0 0 0

4. Verbindlichkeiten aus Liefe-
rungen und Leistungen 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

Vorjahr in TEUR 0 0 0 0 0

5.

Verbindlichkeiten aus der An-
nahme gezogener Wechsel
und der Ausstellung eigener
Wechsel

0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

Vorjahr in TEUR 0 0 0 0 0

6. Verbindlichkeiten gegenüber 
verbundenen Unternehmen 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

Vorjahr in TEUR 0 0 0 0 0

7.
Verbindlichkeiten gegenüber
Unternehmen, mit denen ein
Beteiligungsverhältnis besteht

0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

Vorjahr in TEUR 0 0 0 0 0
8. Sonstige Verbindlichkeiten 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

Vorjahr in TEUR 0 0 0 0 0
Wenn anwendbar: Verbindlich-
keiten aus Hybridkapital 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

Vorjahr in TEUR 0 0 0 0 0
0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

Vorjahr in TEUR 0 0 0 0 0

§ 237 (1) Z 5 Alternativ zur Davon-Spalte > 5 Jahre: Die Gesamtverbindlichkeiten mit einer Laufzeit von mehr als fünf 
Jahren betragen zum Bilanzstichtag EUR XXX,XX (Vorjahr: TEUR XXX).

§ 238 (1) 5 Die XY AG hat am XX.XX.20XX eine Wandelschuldverschreibung mit einer Nominale i. H. v. EUR XXX,XX 
ausgegeben. Die Laufzeit der Anleihe beträgt XX Jahre. Die Inhaber der Wandelschuldverschreibung haben 
jederzeit das Recht, diese in insgesamt XX Stammaktien umzuwandeln (Wandlungspreis EUR XXX,XX pro Ak-
tie). Bis zum 31.12.20X1 wurden noch keine Schuldverschreibungen gewandelt. Die Rückzahlung der Anleihe 
erfolgt am  XX.XX.20XX, sofern diese nicht gewandelt wird.  Im Jahresabschluss erfolgte eine Aufspaltung des 
Ausgabebetrages der Wandelanleihe in eine Anleihe- und eine Optionskomponente. Die Optionskomponente 
wurde direkt in den Kapitalrücklagen und der Rückzahlungsbetrag für die Anleihe im Posten Anleihen aus-
gewiesen. Der Unterschiedsbetrag zwischen der Anleihekomponente und dem Rückzahlungsbetrag für die 
Anleihe ist im aktiven Rechnungsabgrenzungsposten enthalten.

§ 237 (1) Z 2 
und 5

Die Art und Form der dinglichen Besicherung für Verbindlichkeiten in Höhe von EUR XXX,XX (Vorjahr: TEUR 
XXX) stellt sich wie folgt dar:

31.12.20X1
EUR

31.12.20X0
TEUR

Verpfändung Maschine 0,00 0
[Angabe Sicherheit] 0,00 0
[Angabe Sicherheit] 0,00 0

0,00 0
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§ 223 (5) Von den Verbindlichkeiten gegenüber [verbundenen Unternehmen / Unternehmen, mit denen ein Beteiligungs-
verhältnis besteht], betreffen EUR XXX,XX (Vorjahr: TEUR XXX) Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistun-
gen und EUR XXX,XX (Vorjahr: TEUR XXX) sonstige Verbindlichkeiten. 
 
Weiteres Beispiel für eine derartige Angabe: In den Posten Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten 
oder erhaltenen Anzahlungen oder Verbindlichkeiten aus Wechsel enthaltene Verbindlichkeiten gegenüber ver-
bundenen Unternehmen oder gegenüber Unternehmen mit denen ein Beteiligungsverhältnis besteht.

§ 236 1. Satz Die sonstigen Verbindlichkeiten umfassen Verbindlichkeiten aus Steuern i. H. v. EUR XXX,XX (Vorjahr: TEUR 
XXX), Verbindlichkeiten im Rahmen der sozialen Sicherheit, i. H. v. EUR XXX,XX (Vorjahr: TEUR XXX), sowie 
übrige Verbindlichkeiten i. H. v. EUR XXX,XX (Vorjahr: TEUR XXX). 
 
Hinweis: Erläuterung, wenn Posten nicht unwesentlich ist.

§ 225 (6) Im Posten "Sonstige Verbindlichkeiten" sind Aufwendungen für [im Nachhinein gezahlte Zinsen, Mieten, Ver-
sicherungsprämien, ...] in Höhe von EUR XXX,XX (Vorjahr: TEUR XXX) enthalten, die erst nach dem Bilanzstich-
tag zahlungswirksam werden. 
 
Hinweis: Die Regelung bezieht sich auf sogenannte passive antizipative Posten und die Angabe ist erforderlich, 
wenn es sich um wesentliche Beträge handelt.

§ 241 Z 5 Bei nachrangigem Kapital: Von den Verbindlichkeiten entfallen EUR XXX,XX (Vorjahr: TEUR XXX) auf nachran-
giges Kapital; es wird in der Bilanz innerhalb des Postens [Angabe Posten] ausgewiesen. 
 
Hinweis: Diese Angabe ist für GmbHs nicht verpflichtend, aber eine Angabe ist zu überlegen.

Passive Rechnungsabgrenzung
§ 236 1. Satz Hinweis: Erläuterung erforderlich, wenn Posten nicht unwesentlich ist.

20X1
EUR

20X0
TEUR

Erhaltene Vorauszahlungen für noch nicht erbrachte Leistungen 0,00 0
Sonstige 0,00 0

0,00 0

Haftungsverhältnisse

§ 238 (1) Z 14 31.12.20X1
EUR

31.12.20X0
TEUR

§ 237 (1) Z 2 Bürgschaften 0,00 0
§ 237 (1) Z 2 
AFRAC 7 Rz 11ff

Patronatserklärungen 0,00 0
Wechselobligo 0,00 0

§ 237 (1) Z 2 Sonstige Haftungsverhältnisse 0,00 0
0,00 0

§ 237 (1) Z 2 Davon gegenüber verbundenen Unternehmen 0,00 0

§ 237 (1) Z 2 Davon gegenüber assoziierten Unternehmen 0,00 0

§ 238 (1) Z 14 Verpflichtende Erläuterung zu den Haftungsverhältnissen z. B.: Bürgschaften und Patronatserklärungen 
bestehen zu Gunsten von Tochtergesellschaften gegenüber Finanzinstituten und sind angemessen entlohnt. 
Die Gesellschaft hat sich verpflichtet, bei Eintritt bestimmter Voraussetzungen bis zum Jahr 20XX das Tochter-
unternehmen XX mit Eigenmittel von zusätzlich bis zu EUR XXX,XX auszustatten. 

Beispiel für harte Patronatserklärung: Die Gesellschaft hat am XX.XX.20XX zugunsten (der Kreditgeber) ihrer 
100%-Tochter X GmbH eine mit [XX Monaten/Jahren befristete / unbefristete harte Patronatserklärung ab-
gegeben. Die Verpflichtung ist auf einen Höchstbetrag von EUR XXX,XX begrenzt / betraglich unbegrenzt] und 
bis zum Bilanzstichtag erfolgten keine Zahlungen. Angesichts der aktuellen Planung und Liquiditätslage der [XY 
GmbH / AG] wird eine Inanspruchnahme derzeit nicht erwartet; eine Rückstellung wurde nicht gebildet.
 
Hinweis: Nur harte Patronatserklärungen fallen beim Patron unter die vertraglichen Haftungsverhältnis gemäß  
§ 199 UGB, welche nach § 237 Abs. 1 Z 2 UGB im Anhang anzugeben sind. Bei weichen Patronatserklärungen 
kann im Einzelfall eine Anhangangabe gemäß § 238 Abs. 1 Z 10 UGB geboten sein (AFRAC 7 Rz 13 und KFS 
RL 24).
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AFRAC 30  
Rz 55/65f i. V. m.  
§ 237 (1) Z 2 

Falls zutreffend beim Gruppenträger: Auf Basis der gruppeninternen Vereinbarung über Ausgleichszahlungen be-
stehen zum 31.12.20X1 Eventualverbindlichkeiten des Gruppenträgers gegenüber Gruppenmitgliedern. Zahlungen 
können ausgelöst werden, wenn steuerliche Verlustvorträge einzelner Gruppenmitglieder innerhalb der Unterneh-
mensgruppe genutzt werden und damit ein Ausgleichsanspruch entsteht. Zum Stichtag ist ein Mittelabfluss mög-
lich, jedoch nicht wahrscheinlich; die Höhe ist aufgrund ausstehender Steuerbescheide und unsicherer Nutzungs-
zeitpunkte nicht verlässlich quantifizierbar. Der geschätzte mögliche Zahlungsrahmen liegt zwischen EUR XXX,XX 
und EUR XXX,XX (Vorjahr: TEUR XXX und TEUR XXX).  
 
Hinweis: Solche Verpflichtungen entstehen entweder aufgrund der Verpflichtung des internen Verlustvortrags, 
aufgrund Ausgleichszahlungsverpflichtungen für bisher genutzte steuerliche Verluste bei Ausscheiden eines 
Gruppenmitglieds aus der Gruppe oder bei Steuerverpflichtungen aus der Anrechnung von Verlusten ausländi-
scher Tochtergesellschaften.

Angabe nur dann notwendig, wenn nicht bereits eine Rückstellung gebildet wurde.
§ 237 (1) Z 2 Bei Pfandrechten und sonstigen dinglichen Sicherheiten: Für die Haftungsverhältnisse bestehen Pfand-

rechte in Höhe von EUR XXX,XX (Vorjahr: TEUR XXX) und sonstige dingliche Sicherheiten in Höhe von EUR 
XXX,XX (Vorjahr: TEUR XXX).

§ 238 (1) Z 10 
AFRAC 7 Rz 18 ff

Die Gesamtverpflichtung aus Haftungsverhältnissen und sonstigen finanziellen Verpflichtungen beträgt EUR 
XXX,XX (Vorjahr: TEUR XXX).

AFRAC 7 Rz 21, 
22, 25 f, 27, 28 f, 
30

Weitere Beispiele für außerbilanzielle Geschäfte: 
	- Weiche Patronatserklärungen 
	- Rücknahmeverpflichtungen bei Eintritt vertraglich festgelegter Bedingungen oder Geschäfte in diesem 

Sinne i. Z. m. Zweckgesellschaften 
	- Derivative Finanzinstrumente, soweit sie nicht in der Bilanz ausgewiesen sind 
	- (Vorteilhafte) Exklusivlieferverträge 
	- Vertragserfüllungsgarantien durch Dritte 
	- Vorteile aus vertraglichen Haftungsverhältnissen

Verpflichtungen aus der Nutzung von in der Bilanz nicht ausgewiesenen Sachanlagen
§ 238 (1) Z 14 Sofern wesentliche diesbezügliche Verpflichtungen bestehen: Aus der Nutzung von in der Bilanz nicht 

ausgewiesenen Sachanlagen besteht auf Grund von langfristigen Miet-, Pacht- und Leasingverträgen folgende 
Verpflichtungen:

zum 31.12.20X1 für
20X2
EUR

für 
20X2-20X6

EUR
Verpflichtungen aus Leasingverträgen 0,00 0,00
Davon gegenüber verbundenen Unternehmen 0,00 0,00
Verpflichtungen aus Miet- und Pachtverträgen 0,00 0,00
Davon gegenüber verbundenen Unternehmen 0,00 0,00

0,00 0,00

zum 31.12.20X0 für
20X2
EUR

für 
20X2-20X6

EUR
Verpflichtungen aus Leasingverträgen 0,00 0,00
Davon gegenüber verbundenen Unternehmen 0,00 0,00
Verpflichtungen aus Miet- und Pachtverträgen 0,00 0,00
Davon gegenüber verbundenen Unternehmen 0,00 0,00

0,00 0,00

freiwillig Bei unwesentlichen Verpflichtungen allenfalls Negativvermerk: Aus der Nutzung von der der Bilanz nicht 
ausgewiesenen Sachanlagen auf Grund von Miet-, Pacht- oder Leasingverträgen bestehen keine wesentlichen 
Verpflichtungen.
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Derivative Finanzinstrumente
§ 238 (1)
§ 238 (1) Z 1

Aufgrund unserer Geschäftstätigkeit ergeben sich Rohstoffpreisrisiken in Zusammenhang mit Einkäufen von 
Strom, Gas und Edelmetallen, sowie Fremdwährungsrisiken und Zinsrisiken. Zum Management dieser Risiken 
setzen wir Derivate ein, die teilweise in Sicherungsbeziehungen gehalten werden. 

Hinweis: Wir empfehlen die getrennte Darstellung von Derivaten in und außerhalb von Sicherungsbeziehungen, 
um eine Überleitung zu etwaigen Bilanzposten sowie ein Verständnis der Angaben zu Sicherungsbeziehungen zu 
ermöglichen.
 
Auf eine gesonderte Bilanzierung eingebetteter Derivate kann u. U. verzichtet werden (weiterführend AFRAC 15  
Rz 141). In diesem Fall sind die nicht gesondert bilanzierten Derivate dennoch als gesonderte Kategorie gem. § 238 
(1) Z 1 UGB aufzunehmen und Erläuterungen im Anhang (zu den eingebetteten Derivaten und Sicherungsderivaten) 
erforderlich (vgl. AFRAC 15 Rz 141).

Die folgende Tabelle stellen die eingesetzten Derivate dar:

Nominal-
betrag

beizu-
legender
Zeitwert

Buch-
wert

Nominal-
betrag

beizu-
legender
Zeitwert

Buch-
wert

20X1 20X1 20X1 20X0 20X0 20X0
EUR EUR EUR TEUR TEUR TEUR

Derivate außerhalb von Sicherungsbeziehungen

Währungsderivate 0,00 0,00 0,00 0 0 0
Devisenterminkäufe 0,00 0,00 0,00 0 0 0
Devisenterminverkäufe 0,00 0,00 0,00 0 0 0
Währungsoptionen 0,00 0,00 0,00 0 0 0

Zinsderivate
Zinsswaps (Fixzinsempfänger) 0,00 0,00 0,00 0 0 0
Zinsswaps (Fixzinszahler) 0,00 0,00 0,00 0 0 0

Rohstoffderivate
Gas-Futures (Einkäufe) 0,00 0,00 0,00 0 0 0
Gas-Futures (Verkäufe) 0,00 0,00 0,00 0 0 0
Strom-Forwards (Einkäufe) 0,00 0,00 0,00 0 0 0
Strom-Forwards (Verkäufe) 0,00 0,00 0,00 0 0 0
Kupfer-Optionen (Einkäufe) 0,00 0,00 0,00 0 0 0

Derivate außerhalb von Siche-
rungsbeziehungen

0,00 0,00 0,00 0 0 0

Derivate in Sicherungsbeziehungen

Währungsderivate 0,00 0,00 0,00 0 0 0
Devisenterminkäufe 0,00 0,00 0,00 0 0 0
Devisenterminverkäufe 0,00 0,00 0,00 0 0 0
Währungsoptionen 0,00 0,00 0,00 0 0 0

Zinsderivate
Zinsswaps (Fixzinsempfänger) 0,00 0,00 0,00 0 0 0
Zinsswaps (Fixzinszahler) 0,00 0,00 0,00 0 0 0

Rohstoffderivate
Gas-Futures (Einkäufe) 0,00 0,00 0,00 0 0 0
Gas-Futures (Verkäufe) 0,00 0,00 0,00 0 0 0
Strom-Forwards (Einkäufe) 0,00 0,00 0,00 0 0 0
Strom-Forwards (Verkäufe) 0,00 0,00 0,00 0 0 0
Kupfer-Optionen (Einkäufe) 0,00 0,00 0,00 0 0 0

Derivate in Sicherungsbeziehungen 0,00 0,00 0,00 0 0 0
Gesamtsumme 0,00 0,00 0,00 0 0 0

Sofern Drohverlustrückstellungen zu erfassen waren, wurden diese in den sonstigen Rückstellungen erfasst. 



			 
				  
 				  

kleine AGs  
und GmbHs

große AGs und  
große GmbHs

große und  
mittlere AGs

bei kleinen Gesellschaften 
nicht zwingend gefordert

30

§ 238 (2) Bei den eingesetzten Futures handelt es sich beim beizulegenden Zeitwert um Börsenkurse. Die Forwards 
und Zinsswaps wurden mit einem Discounted-Cashflow-Modell basierend auf Forwardpreisen der jeweiligen 
Rohstoffe bzw. Forwardkurven der erwarteten Zinssätze und Wechselkurse bewertet. Bei Zinsswaps wird 
der Barwert der zu zahlenden Zinsen denen der zu empfangenden Zinsen gegenübergestellt und daraus der 
Marktwert berechnet. 
 
Hinweis: Die Bewertungsmethode ist bei allen vorhandenen derivativen Finanzinstrumenten anzugeben; da aber 
das Unternehmen nur in den seltensten Fällen in der Lage ist, diese Finanzinstrumente selbst zu bewerten, sind 
diese bei der Bank, die die Bewertung bekannt gibt, nachzufragen. 
 
Devisentermingeschäfte zur Abdeckung des Währungsrisikos sind im Normalfall in der Bilanz erfasst, da ge-
mäß § 211 Abs. 1 UGB Verbindlichkeiten mit ihrem Rückzahlungsbetrag zu bilanzieren sind. Nach h. M. ist – 
unter Anwendung des Höchstwertprinzips – der Terminkurs anzusetzen.

Optionen werden nach dem Optionspreismodell [Name des Modells] bewertet, sofern dafür kein Börse- oder 
Marktpreis existiert.

AFRAC 15 Rz 28 Zur Erfüllung der erforderlichen Sicherungseinlagen in Zusammenhang mit den eingesetzten Futures wurden 
Wertpapiere mit einem Buchwert von EUR XXX,XX (Vorjahr: TEUR XXX) verpfändet. 

AFRAC 15  
Rz 152 i. V. m. 
147

Falls zutreffend: Im Geschäftsjahr wurde ein Währungsforward durch Eingehen eines symmetrischen Gegen-
geschäfts mit derselben Gegenpartei glattgestellt. Aufgrund der Aufrechnungsvereinbarung werden der Buch-
wert von EUR +XXX,XX (Vorjahr: TEUR XXX) und der Buchwert von EUR -XXX,XX  (Vorjahr: TEUR XXX) saldiert 
dargestellt. 

Angaben zu Derivaten in Sicherungsbeziehungen
AFRAC 15  
Rz 153

Sicherungsbeziehungen wurden im Einklang mit der AFRAC-Stellungnahme 15 bilanziert. Bei den Sicherungs-
beziehungen in Zusammenhang mit Währungsderivaten und Rohstoffderivaten handelt es sich um Absiche-
rungen künftiger Zahlungsströme (analog: Cashflow Hedge), während es sich beim Zinsswap um eine Bewer-
tungseinheit (analog: Fair Value Hedge) handelt. 

Im Geschäftsjahr wurde eine Sicherungsbeziehung beendet. Es handelte sich hierbei um einen Future zum 
Einkauf von Gas, für den der Eintritt des Grundgeschäfts nicht mehr wahrscheinlich war. Da der Marktwert 
des Derivats zum Zeitpunkt der Beendigung mit EUR XXX,XX positiv war, haben wir eine Ausgleichszahlung in 
dieser Höhe erhalten, die ertragswirksam im sonstigen Finanzergebnis erfasst wurde. 

Hinweis mit Bespieltexten, die anzupassen sind:

Währungsderivate
Währungsderivate werden in Sicherungsbeziehungen zur Absicherung künftiger Zahlungsströme eingesetzt, 
um geplante Einkäufe und Verkäufe in USD abzusichern. Diese beziehen sich zu 90% auf die beiden folgenden 
Geschäftsjahre. Die Grundgeschäfte entsprechen dem Nominale der Sicherungsgeschäfte. Die Effektivitäts-
messung erfolgt durch den Critical Terms Match. Aufgrund zu 100% übereinstimmender Critical Terms wurde 
auf die Ermittlung von Ineffektivitäten und die Bildung einer etwaigen Drohverlustrückstellung verzichtet. 
Davon sind Derivate mit negativen Marktwerten von EUR XXX,XX (Vorjahr: TEUR XXX) betroffen, deren beizu-
legende Zeitwerte nicht erfasst wurden.

AFRAC 15  
Rz 153f, 154

Zinsderivate
Der Zinsswap wurde zur Absicherung der Zinszahlungen eines fix verzinsten Kredits mit Nominale von EUR 
XXX,XX (Vorjahr: TEUR XXX) und einer Laufzeit bis 20X8 abgeschlossen und bildet mit diesem Kredit eine 
Bewertungseinheit. Der fixe Zinssatz beträgt 4% und wird durch den Swap in einen variablen Zinssatz von 
EURIBOR + 0,8 BP gedreht. Somit wurde das Risiko abgesichert, dass sich die Zinsen verändern, und der 
Kredit nicht mehr marktüblich verzinst ist. Die Effektivitätsmessung erfolgt durch die Dollar-Offset-Methode 
bei der die Veränderung des beizulegenden Zeitwerts des Derivats mit jenem des Kredits verglichen wird. Für 
etwaige Ineffektivitäten werden, wenn es sich um Verluste aus dem Derivat handelt, Drohverlustrückstellun-
gen gebildet. Im Geschäftsjahr wurden Ineffektivitäten von EUR XXX,XX (Vorjahr: TEUR XXX) in den sonstigen 
Rückstellungen erfasst.
Rohstoffderivate
Rohstoffderivate werden in Sicherungsbeziehungen zur Absicherung künftiger Zahlungsströme aus dem 
Einkauf und Verkauf der genannten Rohstoffe (Strom und Gas). Diese beziehen sich ausschließlich auf das 
kommende Geschäftsjahr. Die Grundgeschäfte entsprechen dem Umfang der Sicherungsgeschäfte. Die Effek-
tivitätsmessung erfolgt durch den Critical Terms Match. Aufgrund zu 100% übereinstimmender Critical Terms 
wurde auf die Ermittlung von Ineffektivitäten und die Bildung einer etwaigen Drohverlustrückstellung verzich-
tet. Davon sind Derivate mit negativen Marktwerten von EUR XXX,XX (Vorjahr: TEUR XXX) betroffen, deren 
beizulegende Zeitwerte nicht erfasst wurden.
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AFRAC 15  
Rz 155

Portfolio-Handelshedge
Die XY GmbH / AG setzt im Rahmen der Energiehandelstätigkeit derivative Finanzinstrumente ein, die  [OTC 
(Forwards) / an der Börse Futures] abgeschlossen werden. Für diese Handelsgeschäfte wird eine Bewer-
tungseinheit aus dem Beschaffungs- und Absatzgeschäft im Sinne eines Portfolio-Hedges gem. AFRAC-Stel-
lungnahme 15 gebildet. Die einzelnen Verträge sind jeweils Portfolien zugeordnet, wobei ein Portfolio für den 
[Strom] und ein Portfolio für den [Gas] Bereich besteht. Die Ausfallsrisiken der geschlossenen Verträge sind  
vergleichbar. Zum 31.12.20X1 musste für [Strom / Gas]  [keine Drohverlustrückstellung (Vorjahr: TEUR XXX) / 
eine Drohverlustrückstellung i. H. v. EUR XXX,XX (Vorjahr: TEUR XXX)] gebildet werden. In der G&V wurde ein 
[Aufwand / Ertrag] i. H. v. EUR XXX,XX (Vorjahr TEUR XXX) in der Position zum zugrundeliegenden Grundge-
schäft  [Materialaufwand / ...] erfasst. 
 
Die Zusammensetzung, der in den Portfolien enthaltenen derivativen Finanzinstrumenten stellt sich wie folgt dar:

[Forward / 
Future] [Strom 
/ Gas]

Nominalbetrag
beizulegende  

Zeitwerte  
positiv

beizulegende  
Zeitwerte  

negativ

beizulegende  
Zeitwerte  

Saldo
20X1
EUR

20X1
EUR

20X1
EUR

20X1
EUR

Beschaffung 0,00 0,00 0,00 0,00
Absatz 0,00 0,00 0,00 0,00

[Forward / 
Future] [Strom 
/ Gas]

Nominalbetrag
beizulegende  

Zeitwerte  
positiv

beizulegende  
Zeitwerte  

negativ

beizulegende  
Zeitwerte  

Saldo
20X0
TEUR

20X0
TEUR

20X0
TEUR

20X0
TEUR

Beschaffung 0 0 0 0
Absatz 0 0 0 0

Anteilsbasierte Vergütungen 

Anteilsbasierte Vergütung mit Ausgleich in Eigenkapitalinstrumenten
§ 239 (1) Z 5 a) Hinweis: Die Angaben gem. § 239 Abs. 1 Z 5 UGB beziehen sich auf von der Gesellschaft auf eigene Eigenkapital-

instrumente eingeräumte Rechte. Eine Angabe für Eigenkapitalinstrumente eines verbundenen Unternehmens ist 
nicht erforderlich. 
 
Die Gesellschaft hat für [Mitarbeiter / leitende Angestellte / Vorstände]  folgende Aktienoptionspläne einge-
führt, auf deren Basis nach Maßgabe der Einhaltung festgelegter Bedingungen eine definierte Anzahl von Op-
tionen zum Erwerb von XY Aktien an die [Mitarbeiter / leitende Angestellte / Vorstände] ausgegeben werden. 
 
Aktienoptionsprogramm 20XX 
Das Aktienoptionsprogramm 20XX wurde am XX.XX.20XX von der XX. ordentlichen Hauptversammlung der XY 
AG beschlossen. Das Programm umfasst maximal XX Optionen. Jede eingeräumte Option berechtigt die Teil-
nehmer, eine Stückaktie der XY AG für einen Ausübungspreis von EUR XXX,XX zu erwerben. 
 
Die Optionen sind ausübbar entweder nach einem Zeitablauf von XX Jahren, beginnend ab XX.XX.20XX, oder 
sobald die XY AG an XX aufeinander folgenden Tagen einen höheren Kurs als  EUR XXX,XX aufweisen kann. 
Sämtliche Optionen können längstens bis XX.XX.20XX ausgeübt werden. 
 
Für bereits bezogene Aktien gilt  [keine Behaltefrist / eine Behaltefrist] von XX  [Monaten / Jahre]. Die Aktien-
optionen sind  [nicht übertragbar / übertragbar]. 
 
Die Optionen sollen aus der von der Gesellschaft rückerworbenen eigenen Aktien bedient werden.

§ 239 (1) Z 5 b) Im Geschäftsjahr 20X1 wurden XX Stück an Aktienoptionen (20X0: XX Stück) ausgeübt. Im Rahmen der Kapi-
talerhöhung im XX.20XX wurden Maßnahmen gegen die Verwässerung für den Optionsplan gesetzt. Dadurch 
wurde der Ausübungspreis der bisherig ausgegeben Aktienoptionen reduziert auf EUR XXX,XX pro Aktie und 
weitere Optionen in Höhe von Stück XX zugeteilt. 

Aktienoptionsprogramm 20XX
20X1

Anzahl
20X0

Anzahl
Vorstand XY 0 0
Vorstand YY 0 0
Leitende Angestellte 0 0
[…] 0 0
Gesamt 0 0
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§ 239 (1) Z 5 c) Der Wert der im Geschäftsjahr 20X1 ausgeübten Aktienoptionen aus dem Aktienoptionsprogramm 20XX be-
trug im Zeitpunkt der Ausübung EUR XXX,XX (Vorjahr: TEUR XXX). 
 
Hinweis: Unabhängig von der Art der anteilsbasierten Vergütung kann es für ein besseres Verständnis der wirt-
schaftlichen Auswirkungen dieser Vergütung gemäß § 236 Satz 1 UGB bzw. im Konzernanhang gemäß § 265 Abs. 
1 Satz 1 UGB erforderlich sein, darüber hinausgehende Angaben in den Anhang aufzunehmen. Art und Umfang 
dieser Angaben können von den in IFRS 2.44 bis .52 vorgeschriebenen Angaben abgeleitet werden.

Anteilsbasierte Vergütung mit Barausgleich
AFRAC 3 Rz 51 Die XY AG sieht ein Long-Term Incentive Program (LTIP) als langfristige variable Vergütung für Führungskräfte 

vor. Bei der XY AG besteht ein virtuelles Aktienprogramm LTIP 20XX mit einer Laufzeit von XX Jahren, welches 
am XX.XX.20XX in Kraft trat. Im Rahmen dieses Plans werden den  [Vorstandsmitgliedern / ...]  virtuelle Aktien 
(Performance Share Units) zugeteilt. Die Zuteilung erfolgt mit der Bestimmung eines individuellen Zuteilungs-
betrages in Euro, welcher auf den vertraglichen Vereinbarungen der Vorstandsmitglieder basiert. Die Leis-
tungsmessung erfolgt während der Performanceperiode mit [finanziellen / nicht-finanziellen] Leistungskriterien. 
Diese setzen sich aus XX,XX%  [finanziellen, z. B. Total Shareholder Return Ranking / Free Cashflow / ...] und 
XX,XX% [nicht finanziellen Leistungskriterien, z. B.  Reduzierung Strom und Wasserverbrauch / Mitarbeiterfluk-
tuation / ...].  [Beschreibung/Übersicht Zielerreichung...]. 
 
Für den LTIP 20XX wurde eine Rückstellung i. H. v. EUR XXX,XX  (Vorjahr: TEUR XXX) dotiert.
 
Sofern zutreffend: Im Geschäftsjahr 20X1 erfolgte eine Berichtigung der Aufwandsdotierung der Rückstellun-
gen für anteilsbasierte Vergütungen i. H. v. EUR XXX,XX im Posten "Erträge aus der Auflösung von Rückstellun-
gen".

AFRAC 3 Rz 26 Der Aufwand der anteilsbasierten Vergütung 20X1 betrug EUR XXX,XX (Vorjahr: TEUR XXX) und ist im Perso-
nalaufwand i. H. v. EUR XXX,XX (Vorjahr: TEUR XXX) bzw. in den sonstigen betrieblichen Aufwendungen i. H. 
v. EUR XXX,XX  (Vorjahr: TEUR XXX) erfasst. 

IV. Erläuterungen zur Gewinn- und Verlustrechnung

Umsatzerlöse
§ 240 Hinweis: Aufgliederungen können bei mittelgroßen Unternehmen unterbleiben.

20X1
EUR

20X0
TEURUmsatzerlöse gegliedert nach Absatzmärkten:

Inland 0,00 0
Ausland [ggf. sinnvoll aufgliedern] 0,00 0

0,00 0
Umsatzerlöse gegliedert nach Tätigkeitsbereichen:

[Tätigkeitsbereich] 0,00 0
[Tätigkeitsbereich] 0,00 0
[Tätigkeitsbereich] 0,00 0

0,00 0
Hinweis: Laut § 240 UGB ist die Angabe verpflichtend, soweit sich, unter Berücksichtigung der Organisation des 
Verkaufs von Erzeugnissen und der Erbringung von Dienstleistungen, die Tätigkeitsbereiche und geographisch be-
stimmten Märkte untereinander erheblich unterscheiden.
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Herstellungs-, Vertriebs- und Verwaltungskosten 
Hinweis: Zusatzangabe nur bei Anwendung des Umsatzkostenverfahrens
Die Aufwendungen enthalten unter anderem:
Materialaufwand und Aufwendungen für bezogene  
Leistungen:

20X1
EUR

20X0
TEUR

a) Materialaufwand 0,00 0
§ 238 (1) Z 13 b) Aufwendungen für bezogene Leistungen 0,00 0

0,00 0

Personalaufwand:
20X1
EUR

20X0
TEUR

a) Löhne 0,00 0

b) Gehälter 0,00 0

c) Soziale Aufwendungen 0,00 0
§ 231 (2) Z 6 Davon für Altersversorgung 0,00 0

Davon für [Abfertigungen und] Leistungen an Mitarbeitervorsorge-
kassen 0,00 0

Davon für gesetzliche Sozialabgaben sowie vom Entgelt abhängige 
Abgaben und Pflichtbeiträge 0,00 0

0,00 0

Sonstige betriebliche Erträge
§ 223 (6) Z 2 Hinweis: betrifft Posten lt. Gliederungsschema mit arabischen Zahlen in der Bilanz bzw. mit Buchstaben in der GuV 

- Aufgliederung nur, sofern nicht schon in der GuV getrennt ausgewiesen.

20X1
EUR

20X0
TEUR

a) Zuschreibung zum Anlagevermögen mit Ausnahme der Finanzanlagen 0,00 0
b) Erträge aus der Auflösung von Rückstellungen 0,00 0
c) Übrige 0,00 0

0,00 0

Die ausgewiesenen übrigen sonstigen betrieblichen Erträge enthalten insbesondere [Angabe Sachverhalt].

Aufwendungen für Material und sonstige bezogene Herstellungsleistungen
§ 223 (6) Z 2 Hinweis: Aufgliederung nur, sofern nicht schon in der G&V getrennt ausgewiesen weitere Aufgliederung eventuell 

im Sinn des Generalnorm notwendig – betrifft Posten lt. Gliederungsschema mit arabischen Zahlen in der Bilanz 
bzw. mit Buchstaben in der GuV.

20X1
EUR

20X0
TEUR

a) Materialaufwand 0,00 0
b) Aufwendungen für bezogene Leistungen 0,00 0

0,00 0

Personalaufwand und Arbeitnehmer
§ 223 (6) Z 2 Hinweis: Diese Aufgliederung ist nur erforderlich, sofern sie nicht schon in der Gewinn- und Verlustrechnung direkt 

erfolgt – betrifft Posten lt. Gliederungsschema mit arabischen Zahlen in der Bilanz bzw. mit Buchstaben in der GuV. 

Der Personalaufwand gliedert sich wie folgt:

20X1 20X0
EUR TEUR

a) Löhne 0,00 0
b) Gehälter 0,00 0

§ 231 (2) Z 6 c) Soziale Aufwendungen 0,00 0
Davon für Altersversorgung 0,00 0
Davon für [Abfertigungen und] Leistungen an Mitarbeitervorsorgekassen 0,00 0
Davon für gesetzliche Sozialabgaben sowie vom Entgelt abhängige Abgaben und 
Pflichtbeiträge 0,00 0

0,00 0
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AFRAC 27 Rz 98 In den Löhnen und Gehältern sind nachstehende Komponenten enthalten:
20X1
EUR

20X0
TEUR

Dotierung / - Auflösung der Rückstellung für Jubiläumsgelder: 
In Löhne 0,00 0
In Gehälter 0,00 0

0,00 0

AFRAC 27 Rz 98 Dotierung / - Auflösung der Rückstellung für den Jubiläumsgelder
vergleichbare langfristig fällige Verpflichtungen (z. B. Deputate):

20X1
EUR

20X0
TEUR

In Löhne 0,00 0
In Gehälter 0,00 0

0,00 0

AFRAC 27 Rz 98 Die Aufwendungen für Altersversorgung betreffen in Höhe von EUR XXX,XX (Vorjahr: TEUR XXX) leistungs-
orientierte Zusagen, für die eine Rückstellung gebildet wurde, und in Höhe von EUR XXX,XX (Vorjahr: TEUR 
XXX) beitragsorientierte Zusagen. 

§ 239 (1) Z 2 Die Aufwendungen für Abfertigungen und Leistungen an betriebliche Mitarbeitervorsorgekassen  betreffen mit 
EUR XXX,XX (Vorjahr TEUR XXX) Aufwendungen [für Abfertigungen/zur Gänze Aufwendungen für Mitarbeiter-
vorsorgekassen].

§ 239 (1) Z 3  
i. V. m. 242 (4) 
und AFRAC 27 
Rz 99

Die Aufwendungen für Abfertigungen und Beiträge an Mitarbeitervorsorgekassen setzen sich wie folgt zu-
sammen:

20X1
EUR

20X0
TEUR

Vorstandsmitglieder 0,00 0
Leitende Angestellte 0,00 0
Sonstige Arbeitnehmer 0,00 0

0,00 0

Hinweis: Wenn die Aufschlüsselung gem. § 239 (1) Z 3 UGB weniger als 3 Personen betrifft, so darf sie bei Gesell-
schaften, die nicht zur Aufstellung eines Corporate-Governance-Berichts nach § 243c UGB verpflichtet sind, unter-
bleiben (§ 242 Abs. 4 UGB).

§ 239 (1) Z 3  
i. V. m. 242 (4) 
und AFRAC 27 
Rz 99

Die Aufwendungen für Altersversorgung setzen sich wie folgt zusammen:
20X1
EUR

20X0
TEUR

Vorstandsmitglieder 0,00 0
Leitende Angestellte 0,00 0
Sonstige Arbeitnehmer 0,00 0

0,00 0

Hinweis: Wenn die Aufschlüsselung gem. § 239 (1) Z 3 UGB weniger als 3 Personen betrifft, so darf sie bei Gesell-
schaften, die nicht zur Aufstellung eines Corporate-Governance-Berichts nach § 243c UGB verpflichtet sind, unter-
bleiben (§ 242 Abs. 4 UGB). 

Abschreibungen
§ 223 (6) Z 2 Hinweis: Aufgliederung nur, sofern nicht schon in der Gewinn- und Verlustrechnung getrennt ausgewiesen – betrifft 

Posten lt. Gliederungsschema mit arabischen Zahlen in der Bilanz bzw. mit Buchstaben in der GuV.

20X1
EUR

20X0
TEUR

a) Planmäßige Abschreibungen auf immaterielle Gegenstände des An-
lagevermögens und Sachanlagevermögens 0,00 0

b) Außerplanmäßige Abschreibungen auf immaterielle Gegenstände des 
Anlagevermögens und Sachanlagevermögens 0,00 0

c) Unübliche Abschreibungen auf Gegenstände des Umlaufvermögens 
(soweit zutreffend) 0,00 0

0,00 0

Die außerplanmäßigen Abschreibungen betreffen [Erläuterung Ursache].
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Sonstige betriebliche Aufwendungen
§ 223 (6) Z 2 Hinweis: Aufgliederung nur, sofern nicht schon in der G&V getrennt ausgewiesen – betrifft Posten lt. Gliederungs-

schema mit arabischen Zahlen in der Bilanz bzw. mit Buchstaben in der GuV.
20X1
EUR

20X0
TEUR

a) Steuern, soweit sie nicht unter  Steuern vom Einkommen [und 
vom Ertrag] fallen 0,00 0

b) Übrige 0,00 0
0,00 0

In den übrigen sonstigen betrieblichen Aufwendungen sind insbesondere enthalten:

20X1
EUR

20X0
TEUR

[Art von Aufwendungen] 0,00 0
[Art von Aufwendungen] 0,00 0
[Art von Aufwendungen] 0,00 0

0,00 0

Hinweis: Alternativ auch in Textform möglich.
§ 238 (1) Z 18 Die in den übrigen sonstigen betrieblichen Aufwendungen enthaltenen auf das Geschäftsjahr entfallenden Auf-

wendungen für den Abschlussprüfer betreffen:  
 
[Hinweis: Angabe kann entfallen, wenn diese im Konzernabschluss enthalten ist.]

20X1
EUR

20X0
TEUR

Aufwendungen für die Prüfung des Jahresabschlusses 0,00 0
Aufwendungen für andere Bestätigungsleistungen 0,00 0
Aufwendungen für Steuerberatungsleistungen 0,00 0
Aufwendungen für sonstige Leistungen 0,00 0

0,00 0

Erträge aus Beteiligungen
§ 238 (1) Z 21 Von den Beteiligungserträgen in Höhe von EUR XXX,XX (Vorjahr: TEUR XXX) resultieren EUR XXX,XX (Vorjahr: 

TEUR XXX) aus Gewinngemeinschaften und in Höhe von EUR XXX,XX (Vorjahr: TEUR XXX) aus sonstigen ver-
bundenen Unternehmen.

Aufwendungen aus Finanzanlagen und aus Wertpapieren des Umlaufvermögens
§ 236 1. Satz 20X1

EUR
20X0
TEUR

a) Abschreibungen 0,00 0
b) Aufwendungen aus verbundenen Unternehmen 0,00 0
c) Sonstige Aufwendungen 0,00 0

0,00 0

Hinweis: Aufgliederung nur, sofern nicht schon in der G&V getrennt ausgewiesen.
§ 238 (1) Z 21 Von den Aufwendungen aus verbundenen Unternehmen in Höhe von EUR XXX,XX (Vorjahr: TEUR XXX) resul-

tieren in Höhe von EUR XXX,XX (Vorjahr: TEUR XXX) aus Abschreibungen von Beteiligungen an verbundenen 
Unternehmen und in Höhe von EUR XXX,XX (Vorjahr: TEUR XXX) aus Verlustübernahmen.

Zinsen und ähnliche Aufwendungen
AFRAC 27 Rz 98 In diesem Posten sind auch Zinsaufwendungen aus der Aufzinsung von Abfertigungs- und Pensionsrückstel-

lungen in Höhe von EUR XXX,XX (Vorjahr: TEUR XXX), sowie aus diesbezüglichen Zinssatzänderungen in Höhe 
von EUR XXX,XX (Vorjahr: TEUR XXX) enthalten. 
 
Hinweis: Der Ausweis im Finanzergebnis ist ein Wahlrecht. Sowohl die Zinsen als auch die Auswirkungen von Zins-
satzänderungen können alternativ im Personalaufwand erfolgen (AFRAC 27, Rz 95). 
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Steuern vom Einkommen und Ertrag
AFRAC 30 Rz 46 Falls zutreffend: Steuerumlagen beim Gruppenträger: 

20X1
EUR

20X0
TEUR

Körperschaftssteueraufwand 0,00 0
Saldo Steuerumlagen (aus positiven und negativen Umlagen) 0,00 0
Latente Steuern (netto) 0,00 0
Steuern vom Einkommen und vom Ertrag 0,00 0

Außerordentliche Sachverhalte

§ 237 (1) Z 4 Hinweis: Erträge oder Aufwendungen aus Genussrechtskapital: entsprechende Angaben zu Betrag und Wesensart, 
falls diese von außerordentlicher Größenordnung oder Bedeutung sind.

Folgende Ertrags- und Aufwandsposten, die sich als durch Auswirkungen von [Beschreibung der Ursache, z. 
B. wesentlichen Änderungen des Zinssatzes für Sozialkapital-RSt] ergeben haben, sind von außerordentlicher 
[Größenordnung / Bedeutung]: 

20X1
EUR

20X0
TEUR

[G&V-Posten] 0,00 0
[G&V-Posten] 0,00 0
[G&V-Posten] 0,00 0

0,00 0

Alternativ, wenn nur 1-2 Posten betroffen sind z. B.: In den Aufwendungen aus Finanzanlagen sind ein-
malige außerordentliche Abschreibungen von Beteiligungen in Höhe von EUR XXX,XX (Vorjahr: TEUR XXX) 
enthalten, die auf Grund der Wertentwicklung dieser Gesellschaft notwendig wurden.

V. Ergänzende Angaben

Mitarbeiter
§ 237 (1) Z 6 (im Jahresdurchschnitt)
§ 239 (1) Z 1 20X1

Anzahl
20X0

Anzahl
Arbeiter 0 0
Angestellte 0 0

0 0

Angaben zu Organen [und anderen nahestehenden Personen und Unternehmen]
§ 239 (2) Die Organe der Gesellschaft sind:  

 
Alternativ: in einer gesonderten Aufstellung angegeben (vergleiche Anlage 2 zum Anhang).

§ 239 (1) Z 4  
i. V. m. 242 (4)

Die Gesamtbezüge [der Geschäftsführung / des Vorstands] und die Aufsichtsratsvergütungen betrugen im Be-
richtszeitraum:

20X1
EUR

20X0
TEUR

Aktiver Vorstand 0,00 0
Davon von verbundenen Unternehmen 0,00 0
Früherer Vorstand (einschließlich Hinterbliebener) 0,00 0
Aufsichtsrat 0,00 0

Hinweis: Angabe i. d. R. qualitativ wesentlich (AFRAC 34 Erläut zu Rz 37 und Rz 39); Wenn die Aufschlüsselung 
gem. § 239 (1) Z 4 UGB weniger als 3 Personen betrifft, so darf sie bei Gesellschaften, die nicht zur Aufstellung 
eines Corporate-Governance-Berichts nach § 243c UGB verpflichtet sind, unterbleiben (§ 242 Abs. 4 UGB); Arbeit-
nehmervertreter sind nicht in die Angaben einzubeziehen. 
 
Schutzklausel gem. § 242 Abs. 4 UGB beachten.
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§ 237 (1) Z 3 Den Mitgliedern [der Geschäftsführung / des Vorstands] wurden Kredite im Ausmaß von EUR XXX,XX (Vorjahr: 
TEUR XXX) gewährt. Bei diesen Krediten handelt es sich überwiegend um [verzinsliche / unverzinsliche] Kre-
dite mit einer Laufzeit von XX Jahren und einem Zinssatz von XX,XX %. Im laufenden Geschäftsjahr wurden 
EUR XXX,XX zurückbezahlt. Der Betrag, der für die [der Geschäftsführung / des Vorstands] übernommenen 
Haftungen beläuft sich auf EUR XXX,XX (Vorjahr: TEUR XXX). 

Hinweis: Schutzklausel nicht möglich. Sämtliche Angaben müssen auch getrennt für Aufsichtsräte gemacht wer-
den. 
 
Hinweis: Angabe i. d. R. qualitativ wesentlich (AFRAC 34 Erläut zu Rz 37 und Rz 39). Negativvermerk nicht erforder-
lich, aber sinnvoll.

Falls zutreffend: Es wurden keine Kredite an Organe der Gesellschaft gewährt.
§ 238 (1) Z 20 Falls zutreffend: Mit verbundenen Unternehmen werden auf Grund von [Beschreibung Beziehung] rund 

XX,XX% der Umsatzerlöse erzielt; von verbundenen Unternehmen werden auf Grund von [Beschreibung Be-
ziehung] rund XX,XX% der Materialaufwendungen bezogen.

§ 238 (1) Z 20, 
21

[Mit dem verbundenen Unternehmen [Name], [Sitz] / Mit folgenden verbundenen Unternehmen...], besteht ein 
[Ergebnisabführungsvertrag / Gewinngemeinschaftsvertrag] [Auflistung betroffene Unternehmen]. 
 
(alternativ: Angabe der Anwendung der Schutzklausel gem. § 242 (3) UGB)

§ 241 Z 6 Mit der [Name], [Sitz] besteht eine wechselseitige Beteiligung folgender Art: [Beschreibung wechselseitige 
Beziehung]. 
 
Hinweis: Bei GmbH nicht Pflicht, aber bei Zutreffen ist Ausweis zu überlegen.

§ 238 (1) Z 12 
AFRAC 10

Falls zutreffend: Weitere wesentliche Geschäfte mit nahe stehenden Unternehmen und Personen fanden im 
Geschäftsjahr nicht statt. Sämtliche Geschäfte mit nahe stehenden Unternehmen und Personen fanden zu 
marktüblichen Bedingungen statt. 
 
Hinweis: Negativvermerk nicht erforderlich, aber sinnvoll.  
Ausnahme für Geschäfte mit 100%-igen Tochterunternehmen, bei mittelgroßen Gesellschaften Angaben nur für 
bestimmte Geschäfte – siehe § 238 (3) UGB. 
Sofern Geschäfte zu unüblichen Bedingungen erfolgten, sind gesonderte Angaben zu Art und Umfang dieser Ge-
schäfte notwendig, und sonstige Folgewirkungen zu bedenken!

Nichtfinanzielle Erklärung
§ 243b (7)  
AFRAC 9 Rz 179

Die XY AG nimmt die Befreiung von der Pflicht zur Aufstellung einer nichtfinanziellen Erklärung in Anspruch, da 
die Gesellschaft in den [Konzernlagebericht / gesonderten konsolidierten nichtfinanziellen Bericht] der [Name 
Konzern] einbezogen ist. Dieser Bericht ist unter [...] abrufbar. 
 
Hinweis: Eine Gesellschaft ist u. a. dann von der Erstellung des Berichts befreit, wenn sie und ihre Tochterunter-
nehmen in den Konzernlagebericht oder gesonderten konsolidierten nichtfinanziellen Bericht eines Mutterunterneh-
mens mit Sitz in einem EU/EWR-Mitgliedstaat einbezogen sind, dieser Bericht nach den Anforderungen der Bilanz-
Richtlinie erstellt und offengelegt wurde und wenn die Gesellschaft die oben geforderte Anhangangabe macht.

Bericht über Zahlungen an öffentliche Stellen
§ 243d (1) letzter 
Satz 

Die Gesellschaft ist von der Erstellung eines Berichtes über Zahlungen an öffentliche Stellen (§ 243c d UGB) 
befreit, da die Gesellschaft in den [Name Konzern] einbezogen ist und dieser Konzern einen entsprechenden 
Bericht veröffentlicht hat, der bei [Firmenbuchgericht] erhältlich ist. 
 
Hinweis: Diesen Bericht haben große Gesellschaften und Unternehmen von öffentlichem Interesse, die in der 
mineralgewinnenden Industrie oder auf dem Gebiet des Holzeinschlags in Primärwäldern tätig sind, zu erstellen. 
Befreit sind Gesellschaften, bei denen die Zahlungen an staatliche Stellen im konsolidierten Bericht eines Mutter-
unternehmens mit Sitz in einem Mitgliedstaat der EU oder einem Vertragsstaat des Abkommens über den EWR 
enthalten sind, der nach den Anforderungen des Art. 44 der Bilanz-Richtlinie erstellt und offengelegt wurde und 
wenn die Gesellschaft die oben geforderte Anhangangabe macht.

Wesentliche Ereignisse nach dem Bilanzstichtag
§ 238 (1) Z 11 Nach dem Bilanzstichtag sind [keine wesentlichen Ereignisse eingetreten / folgende wesentliche Ereignisse] 

eingetreten, die in der Bilanz und GuV nicht berücksichtigt sind. 
 
[Beschreibung von Art und finanziellen Auswirkungen der Ereignisse nach dem Bilanzstichtag, z. B. Kapitalzu-
schuss / (Ver-)Kauf von wesentlichen Vermögenswerten / ...]
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Ergebnisverwendung
§ 238 (1) Z 9 Bei Aktiengesellschaften: Der Vorstand schlägt vor, aus dem Bilanzgewinn in Höhe von EUR XXX,XX eine 

Dividende von EUR XXX,XX je Aktie, das sind in Summe EUR XXX,XX auszuschütten und den Restbetrag auf 
neue Rechnung vorzutragen. 
 
Bei GmbHs: Es wird vorgeschlagen, aus dem Bilanzgewinn EUR XXX,XX auszuschütten.  
 
Hinweis: Angabe kann nicht entfallen (auch wenn noch kein Beschluss vorliegt).

§ 194 [Ort], am [Datum]

Die/Der Geschäftsführer/Vorstand
Anlagen nur soweit nötig, als nicht schon im Anhang selbst die Angaben gemacht wurden

§ 226 Anlage 1 zum Anhang: Anlagenspiegel
§ 239 (2) Anlage 2 zum Anhang: Organe der Gesellschaft
§ 238 (1) Z4 Anlage 3 zum Anhang: Beteiligungsliste
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Anschaffungs- und Herstellungskosten Kumulierte Abschreibungen Nettobuchwerte

Stand am
01.01.20X1 Zugänge Davon

Zinsen
Umbu-

chungen Abgänge
Stand am 

31.12.
20X1

Stand am
01.01.20X1 Zugänge Zuschrei-

bungen
Umbu-

chungen Abgänge Stand am
31.12.20X1

Stand am
31.12.20X0

Stand am
31.12.20X1

EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR

I. Immaterielle 
Vermögensgegen-
stände:

1. Konzessio-
nen, gewerbli-
che Schutzrech-
te und ähnliche 
Rechte und 
Vorteile sowie 
daraus abgelei-
tete Lizenzen

0,00 0,00 0,00 0,00

2. Geschäfts
(Firmen)Wert

0,00 0,00 0,00 0,00

3. Geleistete 
Anzahlungen

0,00 0,00 0,00 0,00

0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

II. Sachanlagen:

1. Grundstücke, 
grundstücks-
gleiche Rechte 
und Bauten, 
einschließlich 
der Bauten auf 
fremdem Grund 
(Grundwert 
EUR...; Vorjahr: 
TEUR...)

0,00 0,00 0,00 0,00

2. Technische 
Anlagen und 
Maschinen

0,00 0,00 0,00 0,00

3. Andere An-
lagen, Betriebs- 
und Geschäfts-
ausstattung

0,00 0,00 0,00 0,00

4. Geleistete 
Anzahlungen 
und Anlagen 
in Bau

0,00 0,00 0,00 0,00

0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

III. Finanzanlagen:

1. Anteile an 
verbundenen 
Unternehmen

0,00 0,00 0,00 0,00

2. Auslei-
hungen an 
verbunden 
Unternehmen

0,00 0,00 0,00 0,00

3. Beteiligun-
gen   

0,00 0,00 0,00 0,00

4. Auslei-
hungen an 
Unternehmen, 
mit denen ein 
Beteiligungs-
verhältnis 
besteht

0,00 0,00 0,00 0,00

5. Wertpapiere 
(Wertrechte) 
des Anlagever-
mögens

0,00 0,00 0,00 0,00

6. Sonstige 
Ausleihungen

0,00 0,00 0,00 0,00

0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

Anlage 1: Anlagenspiegel
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Vorstand:

Titel Name, Wohnort, Vorsitzender
Titel Name, Wohnort,
Titel Name, Wohnort,
Titel Name, Wohnort,
Titel Name, Wohnort,
Titel Name, Wohnort,
Titel Name, Wohnort,

Aufsichtsrat:

Titel Name, Wohnort, Vorsitzender
Titel Name, Wohnort, Stellvertreter des Vorsitzenden
Titel Name, Wohnort,
Titel Name, Wohnort,
Titel Name, Wohnort,
Titel Name, Wohnort,
Titel Name, Wohnort,
Titel Name, Wohnort,
Titel Name, Wohnort,
Titel Name, Wohnort,
Titel Name, Wohnort

Anlage 2: Organe der Gesellschaft

[Hinweis: Die Mitglieder des Aufsichtsrates, die vom Betriebsrat entsandt werden, sind mit 
einer Fußnote zu kennzeichnen.]
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Die Gesellschaft hält an folgenden Unternehmen Beteiligungen (§ 189a Z 2 UGB):

Beteiligungsunternehmen + Sitz Kapitalanteil
%

Eigenkapital
EUR

Ergebnis des letzten 
Geschäftsjahres
EUR

Bilanzstichtag

Anlage 3 : Beteiligungsliste

Alternativ: Angabe der Anwendung der  Schutzklausel gem. § 242 (2) UGB.		
				  
Hinweis: Das Vorliegen einer Beteiligung wird ab 20% Anteilsbesitz vermutet. 		
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